
Wie  die  Schule  Geschichte
schreibt…
In  vielerlei  Hinsicht  spiegelt  die  Schule  nur  das  kapitalistische
System wieder: Das Notensystem gleicht dem Konkurrenzkampf auf
dem Arbeitsmarkt, Frauen und Mädchen werden gern mal sexistisch
behandelt,  die  Unterordnung  unter  die  Hierarchie  der  Lehrkraft
bereitet uns auf die Unterordnung unter unseren späteren Chef vor.

Schulstreik in Berlin 2014 – Kampf für freie Bildung

Die Schule hat außerdem die Aufgabe uns ideologisch in das kapitalistische
System zu integrieren. Besonders betrifft das jene Fächer, die bezwecken,
uns  die  Gesel lschaft  und  ihre  Entwicklung  zu  –  „erklären“  –
Politikwissenschaft,  Geschichte,  Sozialkunde,  Gesellschaftslehre,…  die
Fachbezeichnungen  variieren,  aber  letztlich  ist  es  überall  das  gleiche
Geschenk  mit  verschieden  bunten  Verpackungen.

Die  Ideologie  hinter  den  Gesellschaftswissenschaften  in  der  Schule  ist
simpel: Wir sollen das bestehende System als unabänderlich hinnehmen, wir
sollen  mit  dem System versöhnt  werden,  am Besten  noch  bevor  wir  es
hinterfragen. Um es gleich klar zu stellen: Wir reden hier von dem, was die
Kultusministerien,  die  hinter  den  Lehrplänen  stecken,  gerne  hätten.  Wir
reden keinesfalls von den Lehrer_Innen. Unter ihnen können sich sowohl die
größten Fans des Kapitalismus und der bürgerlichen Demokratie befinden,
als auch Lehrer_Innen die teilweise recht starke Kritik an diesem haben.

Dementsprechend  offen  sind  diese  Lehrkräfte  auch  für  kritische
Anmerkungen zu den jeweiligen Themen; bei manchen stoßen wir auf offenen
Ohren, bei  anderen werden wir im Satz unterbrochen und es wird nicht
weiter auf uns eingegangen.

Die Schule hat hier also die Aufgabe einer Ideologieintegration, übrigens
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eines  der  Hauptziele  des  kapitalistischen  Staates:  Die  Unterdrückten
(Lohnarbeiter_Innen,  Arbeitslose,…)  sollen  mit  der  herrschenden  Klasse
versöhnt werden, die Klassengegensätze werden verwischt, ja schlicht nicht
erwähnt. Wir alle werden zu Bürger_Innen der Nation.

Betrachten  wir  einmal  den  Geschichtsunterricht.  Wir  als  Marxist_Innen
wissen: „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von
Klassenkämpfen.“  [Karl  Marx  /  Friedrich  Engels:  Das  Manifest  der
kommunistischen  Partei,  1848].  Um  die  geschichtliche  Entwicklungen
analysieren zu können, müssen wir diese auf ihre Ursachen zurückzuführen,
eben den Klassenkampf zwischen Unterdrückten und Herrschenden. Dabei
h i l f t  d e r  h i s t o r i s c h e  M a t e r i a l i s m u s .
http://www.onesolutionrevolution.de/marxismus/grundlagen-des-marxismus-h
istorischer-materialismus/  Diese wissenschaftliche Methode wird uns in der
Schule nicht gelehrt.

Dort, wie auch in der bürgerlichen Geschichtswissenschaft allgemein, ist die
Geschichte eine mehr oder weniger lose Abfolge von Geschehnissen, die nur
teilweise  in  Zusammenhang  gebracht  werden.  Vor  allem  wird  oft  sehr
ausführlich über die „großen guten und schlechten“ Personen der Geschichte
unterrichtet:  Cäsar,  Ludwig  der  XIV.,  Napoleon,  Hitler,…selten  wird  im
Unterricht  hingegen  über  die  unterdrückten  Klassen  der  Geschichte
gesprochen.

An manchen Stellen der Geschichte tritt dieser Klassenkampf allerdings ganz
offen zu Tage und er ist nicht zu ignorieren. Das entscheidende ist aber, ob
diese  Kämpfe  positiv  oder  negativ  behaftet  vermittelt  werden.  Die
Französische Revolution 1789, welche den Adel stürzte und das Bürgertum
an die Macht brachte, wird beispielsweise positiv dargestellt. Klar, denn in
jener  Zeit  wurden  ganz  entscheidende  Grundsteine  für  den  modernen
bürgerlichen Staat  gelegt,  z.B.  der  Schutz  des  Privateigentums oder  der
Parlamentarismus.

Hingegen wird jene Revolution, die die Arbeiter_Innenklasse erstmals an die
Spitze  eines  Staates  brachte,  die  russische  Oktoberrevolution  1917,
verteufelt. Das ganze habe direkt in die Diktatur geführt. Das Problem ist
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hier, dass jede Differenzierung zwischen einer Diktatur der Bourgeoisie und
einer  des  Proletariats  fehlt.  Richtig  traurig  wird  es,  wenn  es  um  den
Stalinismus geht; auch in der Schule wird er gern als Beweis herangeführt,
dass  der  Kommunismus  eine  grausame  Diktatur  einer  grauen  Welt  aus
Plattenbauten sei.

Das  der  Stalinismus  keinesfalls  den  vollendeten  Kommunismus  darstellt
(keine demokratischen Räte, keine demokratische Planwirtschaft, nach wie
vor Existenz einer Währung,…), dass fehlt im Geschichtsbuch. Der Fokus
liegt auf der politischen Verfolgung und dem Morden, des stalinistischen
Terrors.  Doch  diese  Politik  steht  im  Gegensatz  zu  jeder  Form
kommunistischen Denkens –  Diese Aussage wird ungern betrachtet.  Hier
liegt ein wesentlicher Grund, warum uns im Alltag immer Skepsis widerfährt,
wenn wir uns als Kommunist_In outen. Eine kritische, zielführende Reflektion
der Sowjetunion ist nicht erwünscht, da die Auseinandersetzung mit dieser
Gesellschaftsform die Macht der Kapitalist_Innen bedroht.

Im Politikunterricht geht diese Ideologisierung weiter, hier sollen wir auf den
Geschmack der parlamentarischen Demokratie kommen.

Beispiel? Bitte schön! Von jenen Artikeln des Grundgesetzes, wird der erste
im Unterricht am meisten gehypt: Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Klingt doch gut, oder? Problem: Der Staat selbst tritt dieses Grundrecht (gilt
für alle in Deutschland LEBENDEN Menschen!) mit Füßen, wie es ihm passt.
Flüchtlinge  wissen  ein  Lied  davon  zu  singen.  Auch  das  bleibt  je  nach
Lehrkraft außen vor, bei manchen wird es behandelt.

Entscheidend ist aber, dass unsere Politisierung bitteschön im Rahmen der
„freiheitlich demokratischen Grundordnung“ stattfindet. Sprich: Rührt nicht
an der herrschenden Ordnung! Für Linke bedeutet dies, dass wir auch schon
mal getreu der „Extremismustheorie“ mit Rechten in einen Topf geworfen
werden – Dies kann auch in der Schule passieren.

Kritisches Denken ist in der Schule nicht verboten, jedoch wird oft wenig
getan es bei den Schülern zu fördern. Vor allem für Hauptschüler, welche oft
am  meisten  von  Ausbeutung  beim  Arbeiten  bedroht  sind.  Viel  häufiger



bekommt man die  Lehrinhalte  durch Frontalunterricht  eingetrichtert  und
muss sie aufsaugen wie ein Schwamm.

Wir  sehen also,  dass  diese Fächer stark von der  herrschenden Ordnung
abhängig sind und diese rechtfertigen. In Nazideutschland äußerte sich das
besonders extrem; Rassenlehre stand auf dem Lehrplan.

Gerät  das  System  durch  Krisen  ins  Schlingern,  wird  die  ideologische
Indoktrinierung  noch  zunehmen.  So  z.B.  aktuell  in  der  Ukraine,  wo  die
Schulgeschichtsbücher Stepan Bandera – einen ukrainischen Nazi, der mit
Nazideutschland zusammen arbeitete – seit diesem Jahr als Nationalhelden
feiern.

Auch  in  Deutschland  wi l l  d ie  rechtspopul is t ische  AfD  den
Geschichtsunterricht auf das 19. Jahrhundert umgewichten, weg von allem
Leid, dass Deutschland im 20. Jahrhundert über die Welt brachte.

Der  Schulunterricht  wird  immer  den  Anstrich  der  bestehenden Ordnung
haben, das wird er auch für die Zeit nach einer sozialistischen Revolution
haben. Die Schulgeschichtsbücher würden ihr Augenmerk besonders dem
Klassenkampf  widmen,  also  dem  Kampf  der  Unterdrückten  gegen  die
Ausbeutung durch die herrschende Klasse. Die Aufdeckung und Aufarbeitung
kapitalistischer Interessenpolitik und damit verbundener Verbrechen (Kriege,
Regierungsstürze, Mord, Raubwirtschaft, etc.) wird ein wichtiger Punkt. Die
Schule soll solidarisches und kritisches Denken mit auf den Weg geben, statt
egoistisches Karrieredenken und Konkurrenzkampf.

Bildungsstreik  in  Frankreich:
Marxismus  ist  die  Antwort

Um das zu erreichen, müssen wir bereits jetzt dieses Denken in die Schulen
tragen, damit der Kapitalismus als bestehendes, unterdrückerisches System
erkannt wird. Unsere Mitschüler müssen die Möglichkeit haben eine neue,
sozialistische Gesellschaftsorganisierung zu thematisieren. Wo immer es der
Schulunterricht möglich macht,  sollten wir versuchen Kritik zu üben und

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/11/Karl-Marx-Friedrich-Engels3.jpg


unsere Auffassung der Geschichte und der Politik zu präsentieren.

Darüber hinaus müssen wir an den Schulen Schüler_Innenkomitees aufbauen
(hierbei  kann  folgender  Text  von  REVOLUTION  aus  2008  helfen  LINK:
http://www.onesolutionrevolution.de/schule_schulstreik_aktionen_wiss
en/widerstand-formieren-sch%C3%BClerinnenstreikkomitees-aufbauen!/), die
die marxistische Bildung für interessierte Schüler_Innen in Lesezirkeln und
Diskussionsrunden  möglich  machen  und  zum  Agitieren  von  Kritik  im
Unterricht ermutigen und schließlich den Widerstand und den Kampf gegen
die zunehmend prekäre Lage der Jugend aufnehmen!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Grundlagen  des  Marxismus:
historischer Materialismus
Grundlagen  des  Marxismus:  Marxismus  ist  eine  Wissenschaft,  die
keine_r  von  uns  an  einem  einzigen  Tag  komplett  verstehen  wird.
Vielmehr ist es wichtig sich(und natürlich auch andere) ständig zu bilden.
Diese  Kolumme wird  in  Zukunft  regelmäßig  in  unserer  Zeitung und auf
www.onesolutionrevolution.de erscheinen und in loser Reihenfolge Themen
marxistischer Theorie erklären.

Der Materialismus sieht die Materie als das Einzige an. Darüber gibt es
nichts: keine göttliche Macht, die für die Schöpfung verantwortlich wäre,
kein  übersinnliches  Bewusstsein:  Alles  ist  auf  geologische,  physikalische,
biologische, chemische, usw. Vorgänge zurückzuführen. Marx war der Erste,
der  den Materialismus konsequent  auch auf  Gesellschaft  und Geschichte
anwendete. Seine Geschichtsauffassung geht daher nicht von willkürlichen
Voraussetzungen,  Ideen,  o.ä.  aus,  sondern  nimmt  die  materiellen
Voraussetzungen,  Lebensbedingungen  und  Aktionen  der  Menschen  als
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Ausgangspunkt  seiner  Analyse.

Damit  überhaupt  Geschichte  gemacht  werden  kann,  muss  es  lebende
Individuen geben. Diese müssen um zu existieren essen, trinken, schlafen,
kurz durch Nahrungsbeschaffung, Kleiderherstellung, Wohnraumschaffung,
usw. ihr Leben wiedererzeugen. Die Tätigkeit der Produktion bestimmt damit
die Lebensweise der Menschen, die Art wie sie ihr Leben gestalten. Und,
„Wie die Individuen ihr Leben äußern, so sind sie“, [Karl Marx]. Was sie sind,
ist also mit den materiellen Bedingungen ihrer Produktion und deshalb mit
den Fragen Wie und Was produziert wird verknüpft. Die Beziehungen der
Menschen untereinander sind somit von der Art und Weise wie die Menschen
die  Produkte  austauschen abhängig.  Kurz  gesagt  bestimmt das  Sein  das
Bewusstsein.

In der  Geschichte hat  es  sehr verschiedene Stellungen gegeben,  die  ein
Mensch in der gesamtgesellschaftlichen Produktion einnehmen kann. Diese
sind mit dem Grad der Teilung der Arbeit und den daraus resultierenden
Eigentumsverhältnissen verknüpft.  Davon wiederum ist abhängig, welcher
Klasse eine Person angehört. Die Menschheitsgeschichte bewegt sich seit der
Antike, nicht aber seit der Urgesellschaft ausschließlich in dem Prozess des
Kampfes,  den  die  Klassen  auf  Grund  ihrer  verschiedenen  ökonomischen
Interessen  führen.  Die  mittelalterliche  oder  feudale  Gesellschaft  war
anfänglich  z.B.  hauptsächlich  von  dem  Gegensatz  zwischen  leibeigenen
Bauern und dem Land besitzenden Feudaladel bestimmt.

Auch  unsere  heutige  Gesellschaft  musste  auf  der  Grundlage  von
Klassenkämpfen entstehen. Bis zu einem bestimmten Punkt war die feudale
Produktionsweise sinnvoll. Sie ermöglichte die Bildung einer Reihe großer
Nationen und sorgte für einen enormen technischen Fortschritt im 14. und
15. Jahrhundert. Die Ausweitung des Handels, der Waren und der Industrie
überhaupt durch die Entdeckung Amerikas und die Kolonisierung ließen das
Zunftwesen allerdings zu einem Hemmnis der Produktion werden. Es wurde
durch die Einführung der Gewerbefreiheit (in Deutschland 1810) zerschlagen
und damit die Basis für die Manufakturen geschaffen. Damit einher ging die
Entwicklung des bürgerlichen Produzenten, dem revolutionären Element in
der zerfallenden feudalen Gesellschaft. Revolutionär, da sie die unterdrückte



Klasse war, die die sozialen Voraussetzungen für die Errichtung einer neuen
Gesellschaft  hatte.  Mit  der  Einführung  der  Maschinerie  und  der
Großindustrie eroberte sich die Bourgeoisie die vollständige ökonomische
Macht. Das ständische Eigentum und die Klassenherrschaft der Adels waren
damit nicht mehr vereinbar.  Das Bürgertum erkämpfte sich,  gestützt  auf
Handwerker und Bauern, die politische Macht und führte das Privateigentum
ein. Ganz klassisch passierte das in der französischen Revolution von 1789.

Doch der Kapitalismus hat die Klassengegensätze nicht aufgehoben, sondern
nur neue Formen der Unterdrückung und des Klassenkampfes an Stelle der
alten  gesetzt.  Lässt  man  die  Zwischenklassen  weg,  so  spaltet  sich  die
bürgerliche  Gesellschaft  in  die  Besitzende,  die  ArbeiterInnen,  und
LohnarbeiterInnen;  „Die Klasse der modernen Arbeiter,  die  nur so lange
leben, als sie Arbeit finden, und die nur so lange Arbeit finden, als ihre Arbeit
das Kapital vermehrt“ [Karl Marx].

Bürgerliche Herrlichkeiten wie: Chancengleichheit, Leistungsgerechtigkeit,
soziale Marktwirtschaft oder demokratischer Rechtsstaat können nicht über
die  bestehenden  Klassengegensätze  hinwegtäuschen.  Die  überwiegende
Mehrheit der Lohnarbeiter wird niemals soviel Geld haben, um sich eine
Fabrik  zu  kaufen und die  Chefs  von Siemens  oder  der  Deutschen Bank
werden wohl nie für ein paar Euros putzen gehen.

Auch die juristische Gleichheit nutzt bei ökonomischer Ungleichheit wenig.
Wer  sich  keinen  guten  Anwalt  leisten  kann  verliert  eher  eine
Gerichtsverhandlung. Polizei, Verfassungsschutz, Richter und Staatsanwälte
sind dabei nicht unparteiisch, wie beispielsweise die NSU-Prozesse oder der
Schauprozess  des  inhaftierten  Antifaschisten  Joseph  zeigen.  Außerdem
handeln  sie  nur  nach  dem bürgerlichen  Recht,  was  letztlich  nur  der  in
Gesetzesform gefasster Ausdruck der bürgerlichen Klassenherrschaft ist.

Vor ca. 100 Jahren trat der Kapitalismus in eine Epoche ein, in der er nicht
mehr  fortschrittlich  sein  konnte.  Überproduktionskrisen  und  Kriege
vernichten  regelmäßig  die  schon geschaffenen  Produktionsmittel;  für  die
Unternehmen  sind  die  Nationalgrenzen  ein  Hemmnis  geworden,  da  sie



international verkehren. Die Klasse der Lohnarbeiter_innen ist, nach ihrer
gesellschaftlichen  Stellung  her,  die  einzige  Klasse,  die  Interesse  und
Programm hat,  diese inneren Widersprüche aufzuheben. Diese Revolution
wird  das  gemeinschaftliche  Eigentum  anstelle  des  Privateigentums,  die
Klassenlosigkeit anstelle der Klassengesellschaft einführen.

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass die Triebkräfte der Geschichte auf
die Kämpfe sozioökonomischer Klassen zurückführen sind. Sie bedingen auch
alle  anderen  Aspekte  der  menschlichen  Gesellschaft,  also  auch  Kunst,
Religion,  Philosophie,  Wissenschaft  usw.  Auch  tragen  diese  Kämpfe
notwendigerweise  eine  politischen  Hülle,  wie  z.B.  die  Herrschaft  der
Bourgeoisie  durch  den  Staat  geregelt  wird  und  sich  daher  der
Emanzipationskampf  der  Arbeiterklasse  gegen  den  bürgerlichen  Staat
richten muss. Die Eigentumsverhältnisse entsprechen den Produktivkräften
auf einer bestimmten Stufe der Entwicklung nicht mehr. An diesem Punkt
wird eine soziale Revolution nötig, die eine Klasse anführen muss, die sich in
der alten Gesellschaft gebildet hat und den Keim für die neue bereits in sich
trägt. Durch die Entwicklung des Kapitalismus ist nun der Punkt gekommen,
indem  nur  die  Abschaffung  der  Klassen  überhaupt  den  Weg  für  eine
fortschrittliche Gesellschaft eröffnen kann.

Sind diese Aussagen erst  mal  gemacht,  kann aber nicht bei  der Theorie
stehen geblieben werden. Sie findet ihre Lösung einzig in der menschlichen
Praxis. „Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert, es
kommt darauf an sie zu verändern“, sagt Marx in seinen berühmten Thesen
über  Feuerbach.  Wir  müssen  also  entschieden  den  einzig  logischen
Entschluss  ziehen:  „Auf  zum  Kampf“.

Ein Artikel von Henry Schmidt, REVOLUTION Fulda



Solidarität  mit  Rojava:
Widerstand  braucht  Waffen,
Sieg der YPG/YPJ

Der  mutige  Widerstand  des  kurdischen  Befreiungskampfes  im  Kanton
Kobanê an der türkisch-syrischen Grenze hält seit rund einem Monat die
internationale  Linke  im  Bann.  In  den  letzten  zwei  Wochen,  mit  der
beginnenden Belagerung des Hauptortes Kobanê, ist dieser Kampf auch zu
einer  Frage  geworden,  mit  der  sich  die  gesamte  Weltgemeinschaft
beschäftigt.

Wir,  die internationale kommunistische Jugendorganisation REVOLUTION,
sprechen unsere Bewunderung und unsere uneingeschränkte Solidarität mit
dem bewaffneten Kampf der Kurden und KurdInnen, sowie der YPG/YPJ, den
Selbstverteidigungskräften Rojavas, gegen die Terroristen des „Islamischen
Staates“ aus.

Obwohl sie schlechter ausgerüstet sind und zahlenmäßig unterlegen, halten
sie bisher Stellungen, die die Imperialisten aus USA und Deutschland schon
für verloren erklärt hatten, bevor der Kampf überhaupt erst begonnen hatte.

Doch der  Widerstand in  Kobanê und in  Rojava braucht  dringend unsere
Solidarität,  unsere  praktische  Unterstützung.  Wir  wissen,  dass
Solidaritätsbekundungen Mut im Kampf spenden können. Wir wissen, dass
Massenproteste in Europa politische Unterstützung sein können. Und beides
ist  unerhört  wichtig.  Aber  in  einem  militärischen  Konflikt  braucht  man
moderne Waffen, um sich verteidigen zu können. An diesen mangelt es den
KämpferInnen der YPG/YPJ.

Deshalb  haben  wir  uns  gemeinsam  mit  der  Neuen  antikapitalistischen
Organisation (NAO) und der antifaschistischen revolutionären Aktion Berlin
(ARAB) dazu entschlossen, die Kampagne „Waffen für Rojava – Solidarität mit
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der YPG/YPJ“ zu beginnen, die Spenden für Waffen für die YPG/YPJ sammeln
wird.  Die  Gruppe  Perspektive  Kurdistan  hat  sich  fast  unmittelbar
angeschlossen, weitere Anfragen sind bereits eingegangen. Heute wird die
Kampagne nun formell mit einer Pressekonferenz gestartet, nachdem wir in
den vergangenen sieben Tagen bereits über FB und Mundpropaganda rund
26´000 Euro sammeln konnten.

Allerdings wollen wir  nicht  nur Geld sammeln.  Wir  wollen die  politische
Ratlosigkeit unter großen Teilen der Linken überwinden, die sich bisher nicht
entschlossen genug zum kurdischen Widerstand geäußert haben.

Ein Teil mag denken, dass ihr Beitrag Bedeutungslos wäre. Andere mögen
die Politik der PKK oder der PYD nicht unterstützen. Doch beides ist falsch.

Mehr Infos zu Kobanê und den Widerstand? – Dann
komm‘ zu  den Internationalismustagen der  NaO
nach Berlin!

Unser Beitrag hat eine Bedeutung. Wir können nicht sagen, dass unsere
bisherige Aktivität das Blatt im Bürgerkrieg gewendet hätte. Aber sie hat
bisher  solche  Strahlkraft  entwickelt,  dass  sie  zu  einer  internationalen
Kampagne  zu  werden  scheint  –  Schweden,  Norwegen,  Österreicher  und
Briten haben bereits gefragt, wie sie sich der Kampagne anschließen können.
Und sie hat auch ein wichtiges politisches Moment, denn wir sagen klar, dass
wir jegliche militärische Intervention der Imperialisten, der NATO-Staaten
und  ihrer  Verbündeten  ablehnen.  Das  wir  aber  gleichzeitig  den  Kampf
praktisch unterstützen wollen und das Recht der KurdInnen anerkennen für
ihre Selbstbestimmung auch mit der Waffe in der Hand zu kämpfen!

Auch wir teilen die strategische Politik der PKK und der PYD nicht. Aber wir
müssen Seite an Seite mit ihnen im Kampf gegen die Schergen des IS, die
Repression des türkischen Staates und ihre Verfolgung in den europäischen
Staaten  stehen.  Wer  den  Widerstand  aus  sektiererischen  Gründen  nicht
unterstützen will, weil er die Politik ihrer aktuellen Führung nicht zu hundert
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Prozent unterstützen kann, der sollte sich fragen, ob er die Politik eines vom
IS besetzten Kobanê mehr unterstützen könnte.  Wir hingegen wollen die
erkämpften demokratischen Rechte in Rojava verteidigen mit dem Ziel sie zu
einem Kampf für ein freies, sozialistisches Kurdistan auszuweiten, der auch
die Türkei, Syrien, den Irak und den Iran erfassen könnte. Wollen wir, dass
das eine realistische Perspektive ist,  dann müssen wir im Hier und Jetzt
etwas dafür tun. Wir müssen jetzt die KämpferInnen in Kobanê unterstützen.

Wir  rufen  daher  alle  Individuen  und  Organisationen  dazu  auf:
Unterstützt die Kampagne „Waffen für Rojava – Solidarität mit der
YPG/YPJ“. Spendet, verbreitet die Kampagne, schließt euch öffentlich
an!

Bijî Berxwedana Kobanê – Freiheit und Sozialismus für Kurdistan!

Spendenkonto:

Empfänger: MD

IBAN: DE98 5005 0201 1243 1674 49

BIC: HELADEF1822

 
Informationen findet ihr auch unter:
kontakt@nao-prozeß.de
arab@riseup.de

„Mobilitätspartnerschaft“  &

https://onesolutionrevolution.de/mobilitaetspartnerschaft-mare-nostrum-wasn-das-schon-wieder/


„Mare  Nostrum“  –  Was'n  das
schon wieder!?
Bei der sogenannten „Mobilitätspartnerschaft“ handelt es sich um eine der
täglichen Schweinereien der Refugeepolitik, mit der Flüchtlinge in der EU
beim Kampf um das Bleiberecht kämpfen müssen. Denn hinter dem erst mal
verlockend  klingenden  Begriff  verbirgt  sich  ein  Abkommen  der  EU  mit
einigen afrikanischen Ländern, die südlich an das Mittelmeer grenzen, aber
auch mit Ländern wie Georgien oder Armenien.

Diesem Abkommen nach können Flüchtlinge ohne Probleme in jene Transit-
oder Herkunftsstaaten abgeschoben werden können, von wo aus sie ihre
beschwerliche und gefährliche Reise begonnen haben oder über die sie die
Tore der Festung Europa betraten. Hinzu kommt, dass in jenen Ländern
keine oder eine extrem lasche Asylgesetzgebung besteht und Flüchtlinge
deswegen von dort aus weiter abgeschoben werden, sollten sie nicht aus
jenem  Land  stammen,  sowie  die  offenen,  rassistischen  Anfeindungen
gegenüber  Flüchtlingen  aus  zentralafrikanischen  Ländern  in  Nordafrika.

Flüchtlinge  im  Mittelmeer  vor
Lampedusa

Im Gegenzug wird einer kleinen, elitären Gruppe die Ausreise aus solchen
Partnerschaftsländern  erleichtert,  wie  zum  Beispiel  Professor_Innen  und
Ärzt_Innen

Jüngst  kam  im  März  diesen  Jahres  zur  Unterzeichnung  einer  solchen
„Partnerschaft“ mit Tunesien, welches damit verbunden auch finanzielle und
strukturelle Hilfe zur Bekämpfung der Flüchtlingsströme erhält.

Was die EU damit erreichen will,  liegt auf  der Hand: Man versucht das
mitverursachte  Flüchtlingsproblem  (z.B.  Libyenbombardierung  2011)  aus
dem Blickfeld der Europäer_innen zu verdrängen, um so künftig dem großen
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Aufschrei aus dem Wege zu gehen, wenn mal wieder hunderte Menschen vor
Lampedusa ertrunken sind – da ist es doch wesentlich bequemer, wenn sich
Nordafrika um den ganzen Ärger kümmert und die Boote erst  gar nicht
ablegen könne, um über das Mittelmeer zu fahren.

Hier  setzt  man  auch  mit  „Mare  Nostrum“  an,  was,  neben  dem bereits
bekannten Mittelmeerüberwachungssystem Eurosur und der Grenzagentur
FRONTEX, nichts anderes als ein Programm zur militärischen Aufrüstung ist:
Drohnen,  Helikopter,  zusätzliche  Patrouillenboote,  Flugzeuge  mit
Nachtsichttechnik.

Eingesetzt wurde es im letzten Jahr nach der Flüchtlingskatastrophe mit über
360 Toten vor Lampedusa um mehr Flüchtlinge zu retten. Auf den ersten
Blick stimmt das auch, auf dem Mittelmeer werden seither mehr Flüchtlinge
gerettet.  Doch erstens  wird  Italien  hier  von  der  restlichen EU im Stich
gelassen und verweigert weiter die Aufnahme von Flüchtlingen, zweitens ist
das Schicksal der Flüchtlinge mit dem oben beschrieben Abkommen ohnehin
schon meist nach der Rettung im Mittelmeer vorprogrammiert: Abschiebung.

Die Aussage, mit Programmen wie diesen beiden betreibe man angesichts
immer größer werdender Flüchtlingsströme effektiven Flüchtlingsschutz ist
schlicht lächerlich, denn die pure Verzweiflung der Flüchtlinge wird sie auf
nur noch riskantere Wege Richtung Europa treiben – Wege, die dadurch mit
noch mehr Toten gepflastert sein könnten.

Letztlich wird ein sicherer Weg nach Europa nur durch die Öffnung von
Grenzen, der Abschaffung von rassistischen Asylgesetzen und Abkommen wie
der Mobilitätspartnerschaft und dem Zerschlagen der Festung Europa und
seinen Institutionen gewährleistet sein.

Hier gibt es Hoffnung in eine bis zuletzt immer größer werdende Bewegung –
trotz oder gerade wegen Niederlagen wie der Räumung des Flüchtlingscamp
am  Berliner  Oranienplatz  oder  der  Teilräumung  der  von  Flüchtlingen
besetzten ehemaligen  Gerhardt – Hauptmann – Schule in Berlin, wo der
Staat mal wieder sein wahres Gesicht in der Flüchtlingspolitik offenbarte.

Es ist zu erwarten, dass die EU ihren Kampf gegen Flüchtlinge durch neue



Gesetze, Abkommen und allerlei (para-)militärischer Technik und Truppen
weiter verschärfen wird. Aus diesem Grund kann es für uns nur die Losung
geben, uns weiter entschlossen an die Seite der Flüchtlinge zu stellen, den
Kampf mit ihnen zu führen und intensivieren. Verbinden werden wir diesen
Kampf  auch  weiterhin  mit  jenem  gegen  die  Mitverursacher  von
Flüchtlingsströmen: die deutsche Rüstungsindustrie, das deutsche Kapital –
den deutschen Imperialismus.

Quellen:

http://www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/umkaempfte_grenze_
mittelmeer/

http://www.migration-info.de/artikel/2014-04-03/eu-schliesst-mobilitaetspartn
erschaft-tunesien

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Perspektive:  Was  kommt  nach
der Schule?
Eines vorab: Die Jugend ist alles andere als ein heterogene Gruppe, es gibt
unter  uns  privilegierte  Untergruppen,  genauso  wie  stark  benachteiligte,
wobei der Anteil der Benachteiligten selbstverständlich wesentlich höher ist.
Jugendliche im Allgemeinen haben im Kapitalismus aber einen schlechten
Stand,  heute  vielleicht  noch  mehr  als  vor  ein  paar  Jahrzehnten  und  in
Griechenland und Spanien sicherlich mehr als hier in Deutschland. Als billige
Arbeitskräfte werden wir von den Bossen ausgenutzt – oft  sind wir auch
gerade  deshalb  abhängig  von  der  Familie  –  und  in  den  großen
Protestbewegungen  wird  uns  kaum  Gehör  geschenkt.

Die  „Karriere“  der  meisten Jugendlichen beginnt  hierzulande gleich:  Wir
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gehen in die Schule.

Da hören die Gemeinsamkeiten aber auch schon auf, denn es gibt nicht die
eine  Schule,  sondern  drei  verschiedene  Schulformen:  Hauptschule,
Realschule und Gymnasium. Der Rest unseres Lebens ist abhängig davon, auf
welche Schule  wir  gehen.  Diese Entscheidung wird allerdings nicht  uns,
sondern  von  den  jeweiligen  Schulen  und  Lehrer*innen  gefällt.  Mit  9-10
Jahren wird das erste Mal kräftig ausgesiebt. Manche von uns haben das
Glück  aus  wohlsituierten,  kleinbürgerlichen  Familien  zu  kommen  und
bekommen  die  Empfehlung  für  das  Gymnasium.

Natürlich gibt es auch Ausnahmen von Arbeiter*innenkindern, die auf diese
Schulform schaffen – die Regel sieht aber anders aus.

Während 88% der Kinder aus Akademikerfamilien das Gymnasium besuchen,
liegt der Anteil der Kinder von Nichtakademiker*innen bei grade mal 46%.

Nach dieser Trennung macht die Schule uns weiterhin fit, aber nicht für’s
Leben, sondern für den Arbeitsmarkt, also fit sich den Kapitalist*innen zu
verkaufen. Überfüllte Klassenräume, Lehrermangel und Stundenausfälle sind
Resultate davon was für Auswirkungen die kapitalistische Krise und mit ihr
einhergehenden Sparprogramme auf unsere Bildung hat.

Nach  10-12  Jahren  Regelschulzeit  haben  wir  allerlei  an  Leistungsdruck
erfahren, viele Daten in uns rein gestopft, in Prüfungen wieder ausgekotzt
und auch schon etliche Situationen von Diskriminierung erlebt (zum Beispiel
den alltäglichen Sexismus). Eine stetig steigende Zahl junger Männer und
Frauen kommt mit diesem psychischen Druck nicht mehr klar, Burnout und
Depressionen  sind  längst  nicht  mehr  den  ach  so  hart  arbeitenden
Manager*innen  vorbehalten  sondern  kommen  immer  öfter  auch  bei
Schüler*innen  und  Student*innen  vor.  Auch  die  Selbstmordrate  steigt.

Depressionen  –  auch  unter  Jugendlichen  keine  Seltenheit
m e h r .  Q u e l l e :
http://cdn3.spiegel.de/images/image-363822-breitwandaufmac
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Irgendwann gibt  es  dann Abschlüsse.  Und in  der  Regel  gilt  wieder:  Die
Herkunft beeinflusst den Abschluss enorm. Wenn deine Eltern Ärzt*innen,
Anwält*innen oder Beamt*innen sind, konnten sie es sich auch eher leisten
mehr Geld in deine Ausbildung zu stecken, durch private Nachhilfe oder gar
eine Privatschule. Hast du aber das Pech aus einer proletarischen Familie zu
kommen sieht das ganze schon anders aus;  wird dazu noch bei  euch zu
Hause kein oder kaum Deutsch gesprochen, dann viel Glück!

Das Kapital freut sich: Endlich neues Menschenmaterial auf dem Markt! Und
dazu noch mit bequem gebrochenem Rückgrat, dank Indoktrinierung in der
Schule und neuerdings auch nur noch mit 12 statt 13 Jahren Wartezeit!

Mit einem miesen Abschluss erwartet uns entweder gar kein Job, oder dank
Agenda 2010 ein Job im Niedriglohnbereich – sprich: Kaum mehr Kohle als
Hartz IV, dafür aber 40-50 Wochenstunden arbeiten.

Nicht umsonst trägt unsere Generation jetzt schon den zweifelhaften Titel
„Generation Praktikum“.

So ziemlich jede*r von uns hat schon das eine oder andere Praktikum hinter
sich. Für die „Arbeitgeber*innen“ ist ein Praktikum eine tolle Sache, denn
nicht bezahlte Arbeitskräfte sind immerhin mehr als nützlich. Und da die
meisten Praktika nicht mit einer Festanstellung o.ä. Enden, muss der Boss
auch keine Verpflichtungen eingehen und sucht sich nach ein paar Wochen
einfach ein neues Ausbeutungsobjekt. Unbezahlte Arbeit gab’s übrigens das
letzte Mal in Sklavenhaltergesellschaften, wobei sich Sklav*innen wenigstens
um Kost und Logis keine Sorgen machen mussten.

Und wo es gerade um miserable Bezahlungen geht: Hat irgendjemand eine
Ausbildungsstelle mit fairem Lohn?

Obwohl  Azubis  in  der  Regel  nicht  weniger  als  reguläre  Arbeiter*innen
arbeiten,  werden  sie  dennoch  viel  schlechter  bezahlt.  Im  ersten
Ausbildungsjahr  liegt  der  Durchschnittslohn eines  Azubis  bei  691€ –  die
Mehrzahl der Ausbildungen wird allerdings schlechter bezahlt,  manchmal



gibt es auch gar keine Vergütung. Nach der Ausbildung erhoffen sich viele
von ihrem Ausbilder übernommen zu werden – werden aber oft enttäuscht.
Opel beispielsweise ist dazu übergegangen keinen einzigen Auszubildenden
zu übernehmen, sondern ihnen lediglich Zeitarbeitsverträge anzubieten.

Viele Jugendliche machen nach der Schule einen wie auch immer gearteten
Freiwilligendienst.  Laut  Bundesamt  für  Familie  und  zivilgesellschaftliche
Aufgaben dient ein solcher „Freiwilligendienst“ dazu, dass sich junge Männer
und Frauen für das Gemeinwohl engagieren können. Und natürlich können
sie dabei auch schön ausgebeutet werden! Die Bezahlung von BFD/FSJ ist
nicht der Rede wert (330€ maximal, i.d.R. weniger) und trotzdem sind 40-
Stunden  Wochen  ganz  normal.  Wie  wichtig  dem  bürgerlichen  Staat
sozialstaatliche  Aufgaben  wie  Alten-  und  Krankenpflege  oder
Kinderbetreuung  sind  erkennt  man  gut  daran,  dass  ein  freiwilliger
Wehrdienst nach einem Jahr schon mit mehr als 1000€ besoldet wird, also
gut dem dreifachen dessen, was es für eine soziale Tätigkeit gibt.

Auch Arbeitslosigkeit macht vor Jugendlichen nicht halt. Ganz im Gegenteil,
in südeuropäischen Ländern wie Griechenland, Portugal und Spanien ist gut
jeder zweite Jugendliche arbeitslos.  Vielen gelingt es nicht mal nach der
Schule  eine  erste  Arbeitsstelle  zu  finden.  Und gleichzeitig  wird  in  eben
diesen  Ländern  ein  massiver  Angriff  auf  die  sozialen  Systeme  wie  z.B.
Arbeitslosengeld  gefahren,  was  zur  Folge  hat,  dass  große  Teile  der
Bevölkerung  und  speziell  die  Jugend  an  Armut  leidet.

Die meisten von uns sind von diesen und anderen Fakten alles andere als
begeistert.  Trotzdem  sind  die  allermeisten  Jugendlichen  nicht  aktiv
organisiert.  Wo  Jugendliche  aktiv  in  Organisationen  sind,  sind  diese
Organisationen reformistische, bürgerliche oder sozialdemokratische. DGB
Jugend,  Jusos  und  Solid  sind  in  dieser  Hinsicht  die  größten  und
bedeutendsten. Aber die Tatsache, dass keine dieser Organisationen (nein,
auch Solid nicht, siehe http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/5529/)
ernsthafte Anstalten macht Jugendliche klassenkämpferisch und revolutionär
zu organisieren zeigt, wie notwendig eine revolutionäre, internationalistische
Jugendorganisation ist.

http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/5529/


Wir Jugendlichen müssen endlich erkennen, dass wir durchaus in der Lage
sind unsere Interessen durchzusetzen. Jugendliche sind häufig radikaler und
militanter  als  Erwachsene,  gerade  das  gibt  uns  die  Aufgabe  eine
kämpferische, unabhängige Organisation aufzubauen und gemeinsam mit der
Arbeiter*innenklasse gegen den Kapitalismus zu kämpfen.

Ob in der Schule, der Uni oder an der Arbeit – an all diesen Orten sind wir
Angriffen  des  Kapitals  ausgesetzt,  egal  ob  Studiengebühren,
Schulzeitänderungen oder mangelnde Übernahmen – gegen all das müssen
wir uns wehren!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

NATO  torpedieren  –  Versenkt
das  Imperialistische
Schlachtschiff!
Am 4. und 5. September fand in Newport Wales der diesjährige NATO-
Gipfel statt, das Treffen der FührerInnen der 28 Mitgliedstaaten der
NATO.  Es  handelt  sich  hierbei  um ein  Koordinierungstreffen  der
weltweit  mächtigsten  Militärallianz,  dem  Waffenbündnis  zur
Durchsetzung  westlicher  Imperialismus-Interessen.  Die
Jugendorganisation Revolution rief zur Blockade des Gipfels auf, um
der menschenverachtenden und rücksichtslosen Politik des Kapitals
Einhalt  zu  gebieten.  Wir  stellen  uns  gegen  den  Rohstoff-  und
Ressourcen-Hunger  der  ImperialistInnen  und  ihrer  kruden
Kriegstreiberpolitik,  welche  ganze  Länder  in  Bürgerkrieg,  Hunger
und Vertreibung versinken lässt. Dieser Artikel hat zum Ziel sich mit
den Hintergründen der NATO, ihrer Geschichte und ihrer Strukturen
auseinander zusetzen ,sowie ihre aktuelle strategische Ausrichtung zu
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bewerten.

Die grundlegende Frage für uns ist:  Wieso gibt es die NATO überhaupt?
Hierbei ist die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg entscheidend. Das Bündnis
der Alliierten, bestehend aus den USA, Großbritannien, Frankreich und der
Sowjetunion hat den deutschen und italienischen Faschismus besiegt. Die
Rote Armee hat auf ihrem Vormarsch die osteuropäischen Länder unter die
Kontrolle Stalins gebracht und unterdrückt die aufkeimenden Arbeiterräte
und  Antifaschistischen  Komitees.  Europa  befindet  sich  in  einer
vorrevolutionären Phase. Die ehemaligen Regierungen haben sich noch nicht
stabilisiert  und  die  kommunistischen  WiderstandskämpferInnen  und
GewerkschafterInnen kommen aus dem Untergrund und den Arbeitslagern.
Revolution  liegt  in  der  Luft.  Auf  Drängen  der  Westmächte  und  mit
versprochenen  Hilfslieferungen,  gibt  Stalin  den  westeuropäischen
Kommunistischen  Parteien  die  Anweisung,  sich  ruhig  zu  verhalten,  die
Waffen abzulegen und Regierungen mit den bürgerlichen Parteien zu bilden –
ganz im Sinne der stalinistischen Doktrin ‚Sozialismus in einem Land‘ soll die
Revolution in Russland gesichert werden, selbst mit Verrat an der eigenen
Bewegung und Verkauf an den Westen.

Stalin verkauft die Revolution

Absehbarer Weise ging Stalins Plan nach hinten los. Die Westmächte nutzten
die  Verschnaufpause  zur  Stabilisierung  der  Regierungen  und  für
antikommunistische Propaganda, die Geschichte wurde umgedeutet und man
sprach  die  UnternehmerInnen  und  das  groß  Kapital  bis  auf  wenige
Ausnahmen von der Mitschuld am Faschismus frei. Der Feind war nun der
wiedererstarkende Kommunismus. Man begann als Ausdruck dieser Politik
und aus Gründen militärischen Verteidigung gegen die Rote Armee, mit der
Aushandlung des Nordatlantikvertrages.  Durch die Unterzeichnung dieses
Vertrages  wurde  1949  die  NATO  gegründet,  bestehend  aus  16
Mitgliedsstaaten,  darunter  die  USA,  Kanada,  Großbritannien,  Frankreich,
Italien, Niederlande usw. Als Gegengewicht etablierte die Sowjetunion kurz
darauf  den  Warschauer  Pakt.  Die  NATO  wuchs  kontinuierlich  auf  die
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heutigen 28 Mitgliedstaaten an. 1955 wird Deutschland wiederbewaffnet und
ebenfalls  NATO-Mitglied.  Auch  ehemalige  Warschauer  Pakt  Staaten  sind
heute in der NATO vertreten, etwa Polen, Tschechien und Ungarn.

„Die Amerikaner versprachen, dass die NATO sich nicht über die Grenzen
von Deutschland ausdehnen werde nach dem Kalten Krieg. Aber jetzt sind
die  Hälfte  der  Länder  Osteuropas  NATO-Mitglieder.  Was  ist  mit  dem
Versprechen geschehen? Das zeigt man kann ihnen (der NATO, den USA)
nicht trauen“ Michael Gorbatschow, 2008

Die  Ausrichtung  der  NATO  war  von  Anfang  gegen  den  Kommunismus
gerichtet.  Jedoch  nicht  beschränkt  auf  die  Politik  Stalins.  In  ihren
Mitgliedsländern  und  darüber  hinaus  wurde  gezielte  Verfolgung  und
Unterdrückung  jeglicher  Form kommunistischer  Politik  betrieben.  Sei  es
etwa die Kommunisten-Hatz in den USA durch McCarthy 1950, das Verbot
und die  Verfolgung der  KPD in  Deutschland 1956,  der  fehlgeschlagenen
Invasion Kubas durch die USA 1961, der Unterstützung der NATO-Länder für
den Völkermord an bis  zu 1.  Mio.  Kommunisten im Indonesien der 60er
Jahre,  der Liquidierung Che Guevara auf  Anweisung der CIA 1967,  dem
Vietnamkrieg usw. Die Ausrichtung der NATO-Politik zeigt, dass es um den
Erhalt und den Ausbau der Macht, mit jeglichen Mitteln geht – Wichtigster
Punkt dabei: Es wird penibel darauf geachtet ein bestmögliches Feindbild zu
errichten. So geschehen bei Saddam Husein im Irak, bei Osama Bin Laden in
Afghanistan, dem Widerstand in Palästina gegen die Politik Israels und den
Separatisten in der Ost-Ukraine. Es soll der Eindruck entstehen, die NATO
kämpfe gegen das Böse in der Welt.

Der geheime Krieg des „Verteidigungsbündnisses“

Ein wichtiges Kapitel in der Geschichte der NATO sind die Geheimarmeen –
Schattenstrukturen  die  parallel  zu  dem  bestehenden  Militär  aufgebaut
wurden.  Als  Sammelbegriff  für  diese  regional  tätigen  Stay-behind-
Organisationen,  wird  heute  der  Name  der  italienischen  Sektion  ‚Gladio‘
verwendet.  Diese  Gruppen  setzten  sich  zusammen  aus  Nationalisten,
Faschisten, vorrangig mit Einsatzerfahrung wie Polizisten oder Militärs. In
Deutschland  waren  dies  ehemalige  SS  und  Wehrmachtsangehörige.  Ziel



dieser  Kampfgruppen  war  es  im  Falle  einer  Invasion  Spionage-  und
Sabotageakte zu begehen, die Flucht der Regierung ins Exil zu Unterstützen
und  Exekutionen  in  der  Bevölkerung  durchzuführen  um  gezielt
Oppositionelle  auszuschalten.  Im  „Notfall“,  beispielsweise  bei  einem
Linksruck der Regierung oder Bevölkerung, sollte diese Gruppe ebenfalls
zuschlagen.  Der  Charakter  dieser  Armeen  ist,  wie  die  jedes  anderen
bürgerlichen Militärs, absolut autoritär und antidemokratisch.Im Gegensatz
zu einer regulären Armee sind diese Gruppen jedoch keinerlei staatlicher
Kontrolle  seitens  der  Regierung  ausgesetzt,  sondern  werden  nur  von
eingeweihten,  hochrangigen  Militär-  oder  Geheimdienst-Offizieren  betreut.

Die NATO unterstützen diese Gruppen praktisch durch Waffen, Ausrüstung,
Geld und Ausbilder. Über das ganze Land hinweg wurden Waffenlager und
kleine Ausbildungsgruppen unterhalten. Im Zuge einer Bewaffnung dieser
Gruppe in Italien 1976 wurden zwei Carabinieris, welche einen LKW voller
illegaler NATO-Waffen kontrolliert hatten, in ihrer Kaserne exekutiert. Die
Waffenversorgung fand aufgrund eines Linksrucks in der Regierung statt,
Zeugen konnte man dabei keine gebrauchen. Der Mord wurde Jugendlichen
aus der Umgebung in die Schuhe geschoben, einer davon war der damals 22
jährige Giuseppe Gulotta – er bekam 22 Jahre Haft.

Die  Existenz  dieser  Geheimarmeen  wurde  1990  von  dem  italienischen
Ministerpräsidenten Giulio Andreotti aufgedeckt. Er legt nahe das es diese
Organisationen auch in zahlreichen anderen europäischen Ländern gab und
gibt.  Dabei  meint  er  Aktive  NATO-Länder  wie  Frankreich,  Deutschland,
Spanien,  Griechenland,  Portugal,  Niederlande,  Norwegen,  genauso  wie
„neutrale“  Länder  wie  die  Schweiz,  Schweden  oder  Irland.  Es  wurde
aufgedeckt,  dass  der  Anschlag auf  der  Piazza Fontana 1969 –  innerhalb
dieser Ermittlung „fiel“  der Anarchist  Giuseppe Pinelli  aus dem 5.  Stock
eines Polizeireviers-, der Bombenanschlag von Bologna 1980, eventuell das
Oktoberfestattentat  im  Selben  Jahr,  mit  diesen  Gruppen  in  Verbindung
stehen. Oder etwa die Versenkung des Greenpeace Schiff ‚Rainbow Warrior‘
durch  den  französischen  Geheimdienst.  Zurzeit  läuft  ein  Verfahren  in
Luxemburg  zur  Aussage  eines  Angehörigen  eines  verstorbenen  BND-
Mitglieds  bezüglich  der  Verwicklungen  zum  Oktoberfestattentat.  Im



Zeitraum von 1960 bis  1980 rollte  eine Kampagne rechten Terrors über
Italien hinweg, der Höhepunkt war im Jahr 1978 mit 2400 faschistischen
Anschlägen.

Die Aussage von Italiens offizieller Untersuchungskommission aus dem Jahr
2000: „Diese Massaker, diese Bomben, diese militärischen Aktionen wurden
von Männern innerhalb italienischer staatlicher Einrichtungen organisiert
oder gefördert oder unterstützt und, wie kürzlich aufgedeckt wurde, auch
von  Männern  die  mit  den  Strukturen  der  Geheimdienste  der  USA  in
Verbindung standen.“

Die Dunkelziffer weiterer Morde und Anschläge ist  nur zu erahnen. Fest
steht jedoch das gezielt nationalistische und faschistische Gruppen aufgebaut
wurden. Die Frage ist also warum? Was bringt dieser Staatsterrorismus, wie
er in Italien genannt wurde? Man schürte Angst und wollte, dass sich das
Vertrauen der Bevölkerung in die Staatsinstitutionen richtet.  Wenn es in
Europa einen Anschlag gab, wurde er sofort der jeweiligen Linken in die
Schuhe geschoben. Im Gegenteil wurden Spuren gezielt verwischt, um einen
rechten Hintergrund auszuschließen. Die Propagierung des ‚Linken Terrors‘
sollte  in  der  Bevölkerung  einen  Rechtsruck  auslösen  und  somit  jeder
aufkeimende Sozialismus unterbunden werden. „Die CIA wollte entsprechend
der  Anweisungen  ihrer  Regierung  einen  italienischen  Nationalismus
aufbauen, der in der Lage war, alles aufzuhalten, was seiner Meinung nach
zur  Linken neigte,  und zu  diesem Zweck habe man möglicherweise  den
Rechtsterrorismus  benutzt.“  General  Giandelio,  ehemaliger  Chef  der
italienischen  Spionageabwehr.

Militärische Ausrichtung, Verschwiegenheit und Kalkül

 Links  NATO-Oberkommandant  SACEUR  Philip  M.  Breedlove,  mittig
Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen

Die Frage drängt sich auf,  wie sieht  denn eine Struktur aus,  die solche
Tätigkeiten  begünstigt?  Die  bekannteste  Person  der  NATO  ist  der
Generalsekretär  Anders  Fogh Rasmussen,  seine  Funktion  ist  jedoch  rein
repräsentativer  Natur,  man  könnte  sagen  der  Pressesprecher.  Als
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Militärbündnis ist die NATO strikt hierarchisch/ militärisch aufgebaut. Die
größte Verantwortung und zuständig für die strategische Ausrichtung ist der
SACEUR (Supreme Allied Command Europe). Der NATO- Oberkommandant
ist direkt dem Pentagon unterstellt. Seit Entstehung wird dieses Amt von
hochrangigen US-Militärs getragen – dass des Generalsekretärs stets von
Europäern.  Die  Aufteilung  der  Welt  in  die  Verantwortungszonen
Nordamerika,  Südamerika,  Afrika,  Pazifik  und  Zentral,  zeigt  das  globale
geopolitische  Interesse  der  westlichen  ImperialistInnen.  Das  Bündnis  ist
somit eine Interessensvertretung der Imperialistischen Mächte, auch wenn
ein Machtkampf innerhalb des Bündnisses stattfindet. Die USA mit ihrem
weltweit stärksten Militärapparat stellen bis dato die Führung. Dies alles
zeigt,  die  NATO  ist  grundlegend  antidemokratisch  –  Schlagwort
„Geheimarmeen“ – und fernab jeder öffentlichen Kontrolle und Transparenz.

Der Kalte Krieg ist vorbei, doch das Bündnis besteht weiter

Doch wie kann man die heutige Politik der NATO bewerten? Etwa im Falle
des Kosovo Kriegs 1999, ohne UN-Mandat, der Einmarsch in den Irak 2003
mit gefälschten Beweisen, der illegale Drohnenkrieg in Pakistan. Wenn man
sich  auf  das  bürgerliche  Spiel  einlässt  alles  mit  dem  Völkerrecht  zu
bewerten,  sind  dies  klare  Verstöße  gegen  das  Völkerrecht.  Bei  den
Anschlägen des 11. Septembers berief  man sich auf den Bündnisfall,  die
Terroranschläge wurden als Angriff auf einen NATO-Partner gewertet, was
alle  Mitgliedsländer  automatisch  in  den  Kriegszustand  versetzt:  Die
Grundlage  um  in  Afghanistan  einzumarschieren.  Die  Verwendung  des
Bündnisfalles im Zusammenhang mit  einer Terrorgruppe,  zeugt eher von
zwanghafter Rechtfertigung politischer Interessen. Doch das wäre auch zu
vorschnell  geurteilt.  Betrachtet  man  die  Strategie  der  NATO,  etwa  die
Ausrichtung auf asymmetrische Kriegsführung, also der Kampf gegen Milizen
oder  Guerilla,  der  Einsatz  in  Bürgerkriegen,  Aufstandsbekämpfung  usw.,
bildet sich deutlich heraus:

Die NATO ist kein Verteidigungsbündnis sondern richtet sich auf die1.
Kriegsführung im Ausland im Interesse des Kapitals aus
Die  Verwendung  von  Terror  als  Kriegsgrund  kann  nun  als2.
Legitimation für den Einsatz in jedem beliebigen NATO-Land , sowie



in Halb-Kolonialen Ländern der „dritten Welt“ dienen.

Das Bündnis dient somit auch dem Kampf gegen die eigene Zivilbevölkerung
im Falle von sozialen Unruhen – Bei den Aufständen in Bosnien diesen Jahres,
wurde darüber debattiert ein Truppen-Kontingent zu entsenden.

Karte der NATO-Basen in Europa, Asien und Nordafrika

Auffällig  ist  auch,  dass  die  NATO-Erweiterung  zielgerichtet  nach  Osten
stattfindet.  Strategisch  betrachtet  rückt  man  somit  dem  Konkurrenten
Russland auf die Pelle, gleichzeitig verschiebt man die Militärstützpunkte
auch  immer  weiter  gegen  die  andere  Imperialistische  Großmacht  China,
sowie die aufstrebende Großmacht Indien. Die Energieversorgung mit Erdöl
und Erdgas findet ebenfalls über den Osten statt. Die NATO sichert sich nun
einerseits Zugang zu den Energiequellen, andererseits schafft sie sich auch
einen  Korridor  für  den  Energietransport  und  rückt  militärische
Operationsbasen an die Konkurrenten heran. Afghanistan stellt ein solches
Schlüsselland dar,  welches alle  genannten Faktoren erfüllt.  Im Falle  der
Ukraine trifft  dies  ebenfalls  zu,  es  zeichnet  sich aber  auch eine interne
Spannung ab. Im politischen Mächteringen mit Russland, verliert  die EU
einen  wichtigen  Handelspartner,  gleichzeitig  will  man  die  Ukraine  als
Arbeits- und Absatzmarkt gewinnen. Den USA gibt sich die Möglichkeit zwei
Rivalen gegen einander auszuspielen, Russland und Europa – die Ukraine
verliert in jedem Fall. Der Einsatz des Faschismus als Waffe gegen die soziale
Bewegung findet auch hier wieder Anwendung, ganz in der Tradition der
NATO wird über Leichen gegangen. Am 29. August wurde im ukrainischen
Parlament ein Gesetz verabschiedet, welches die Einbindung der Ukraine als
NATO-Partner vorbereitet. In Verbindung mit den Truppenverschiebungen in
den Osten, ist dies als klare Kampfansage gegen den Konkurrenten Russland
zu werten.

Kein Frieden mit der NATO

Als KommunistInnen ist die Akzeptanz eines solchen Bündnisses undenkbar.
Sowie bei jedem bürgerlichen Militärapparat auch, gehören die Strukturen
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zerschlagen und das Bündnis aufgelöst. Jede soziale Bewegung wird von der
NATO als  Bedrohung war genommen und wird,  wie etwa mit  dem Stay-
Behind-Programm, attackiert.  Im Falle einer sozialen Revolution in einem
Mitgliedsland,  wird  die  NATO  aufmarschieren  um  die  Besitz-  und
Machtverhältnisse wieder herzustellen. Auf der Sicherheitskonferenz (SIKO)
ist dieses Szenario in den zentralen Fokus der Innen- und Außenpolitik der
kapitalistischen Regierungen gerückt. Als einer der zentralen Knotenpunkte
des militärischen Luftverkehrs,  als  weltweit  drittgrößter Waffenproduzent
und dominante Macht in Europa, ist es für uns in Deutschland erklärtes Ziel
diese  Strukturen  anzugreifen  und  zu  stören.  Der  Widerstand  gegen  die
imperialistische  Kriegspolitik,  ist  eine  direkte  Unterstützung  des
antifaschistischen  Kampfes  der  Ostukraine.  Deshalb  rufen  wir  dazu  auf:

Bringt  die  Wahrheit  auf  den  Tisch:  Die  NATO  ist  ein  global
operierender Aggressor und kein Verteidigungsbündnis
Verjagt die NATO von öffentlichen Plätzen, Schulen, Berufsschulen
und  Universitäten  –  Wir  wollen  keinen  Militarismus  und  keine
Kriegstreiberei!
Blockiert  alle  strategischen  Versammlungen  der  kapitalistischen
Nationen. Blockade der NATO-Gipfel, der SIKO und sowie der G7, G8
und G20 etc.
Umverteilung  aller  Rüstungsausgaben  in  die  Kranken-,
Sozialversorgung und Bildung
Zerschlagung  der  NATO  und  des  dazugehörenden  Militärs.
Zerstörung jeglicher Kapazität zur Aufstandsbekämpfung
Offenlegung  aller  NATO-  und  Geheimdienstakten  –  wir  wollen
Transparenz und keine Lügen!
Boykottiert den G8-Gipfel am 4. und 5. Juni 2015 auf Schloss Elmau
in Bayern!



Cat  Bonds:  Wie  mit
Naturkatastrophen Geld verdient
wird
Die im Kapitalismus auftretenden Krisen beschränken sich nicht nur auf die
Finanzwelt oder den Arbeitsmarkt, die Auswirkungen der Marktwirtschaft
zeigen sich auch immer mehr in  den Sphären der  Natur.  Nicht  nur  die
Quellen  der  begrenzten  Rohstoffe  wie  z.B.  Öl  sind  mittlerweile
überstrapaziert,  sondern  auch  die  Kompensationsmöglichkeiten  der
Ökosysteme  von  Abfallstoffen  oder  Klimaveränderungen.  Da  durch  den
Konkurrenzdruck  gezwungen,  so  billig  wie  möglich  zu  produzieren,  ist
Umweltschutz  für  die  Kapitalist_innen  nur  ein  lästiger  Kostenfaktor.  Die
Ergebnisse dieses profitorientierten Handelns zeigen sich schon heute in
Form  von  verschlechterten  Lebensbedingungen  wie  vergiftetem
Grundwasser,  Artensterben  und  immer  häufiger  auftretenden
Naturkatastrophen.  Besonders  Halbkolonien  haben  unter  Stürmen  oder
Erdbeben zu leiden, zum einen wegen ihrer geographischen Lage, aber auch
weil sie oft nicht die Möglichkeiten haben sich effektiv zu schützen. Extreme
Naturereignisse  wie  diese  sind  auch  für  die  Wirtschaft  ein  enormer
Risikofaktor,  wenn  man  bedenkt,  dass  in  den  Industrieländern  rund  ein
Viertel der Wertschöpfung vom Wetter abhängig ist.Zum Glück findet sich im
Kapitalismus für alles eine Lösung; in diesem Fall ist es die Verlagerung der
Versicherung  gegen  extreme  Naturereignisse  und  allem,  was  damit
zusammenhängt Prämien, Gefahrenanalyse, Entschädigung der Opfer – auf
die Finanzmärkte.

Naturkatastrophen:  Wer  im  Nachhinein  profitiert  ist  eine
Klassenfrage!

So gibt es zum Beispiel die Möglichkeit mittels Wetterderivaten „Wetten“ auf
die Veränderung des Wetters abzuschließen, um sich so gegen mögliche, den
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Profit  mindernde  Wetterumschwünge  abzusichern.  Wenn  ein  bestimmter
Parameter erreicht wird, bekommt der_die Käufer_in eine festgelegte Summe
Geld,  z.B.  können  sich  so  Energieunternehmen  gegen  warme  Winter
versichern. Es können aber auch direkt Naturkatastrophen verbrieft werden;
sogenannte cat bonds (=catastrophe bonds) sollen natürliche Risiken zeitlich
und räumlich so streuen, dass sie finanziell tragbar werden. Je globaler der
Markt,  auf  dem  die  Risiken  gehandelt  werden,  desto  größer  die
Streuung.Gehandelt  werden  diese  Katastrophenpapiere  auf  ihrer  eigenen
Börse, der Catastrophe Risk Exchange. Der Marktpreis hängt unter anderem
von  der  Eintrittswahrscheinlichkeit  eines  Katastrophenfalls  und  den
Parametern  Windgeschwindigkeit,  Ausdehnung  von  Wirbelstürmen,
Temperaturen und Eigenheiten des betroffenen Gebiets (Bevölkerungsdichte,
etc.) ab. Diese werden von Agenturen (z.B. Applied Insurance Research AIR,
Eqecat) ermittelt, welche so den Ablauf von Katastrophen und die vielleicht
entstehenden Kosten voraussagen können.  Aufgrund von Finanzknappheit
sind immer weniger Staaten in der Lage die Kosten von Naturkatastrophen
auf herkömmliche Art zu begleichen, weshalb immer mehr Staaten auf diese
Art von Anleihetyp zurückgreifen. Eine Vorgehensweise die von der Weltbank
aktiv unterstützt und propagiert wird.

Ein Beispiel: Mexiko ist ein Land mit einer relativ hohen Wahrscheinlichkeit
für  Naturkatastrophen.  Ab  2006  wurden  auf  betreiben  der  Weltbank
Erdbebenrisiken, ab 2009 Wirbelstürme verbrieft. Ausgehandelt wurden die
Papiere vom mexikanischen Finanzminister sowie Goldman Sachs und Swiss
Re Capital Markets. Die Parameter für beide Programme wurden von AIR
erstellt. Wann immer nun Mexiko von einer Katastrophe heimgesucht wird,
prüft AIR ob das Ereignis den vereinbarten Parametern entspricht. Wenn ja
müssen die Investoren an den Staat zahlen. Im negativen Fall müssen sie
nichts bezahlen und kassieren weiter eine gute Prämie. Als im April 2010 der
Bundesstaat Baja California durch ein Erdbeben verwüstet wurde, lag das
Epizentrum etwas zu weit nördlich – es wurde nicht gezahlt. Zwei Monate
später  kam  es  zu  e inem  Wirbelsturm  über  Tamaul ipas ,  d ie
Windgeschwindigkeit blieb jedoch knapp unter der festgelegten Schwelle,
wieder keine Auszahlung. Die Kriterien sind meistens so eng gefasst, dass
nur bei  einem Bruchteil  der abgeschlossenen cat  bonds der Zahlungsfall



eintritt.

Ein weiteres Problem wird hier offensichtlich: Agenturen wie AIR sind dafür
zuständig  eine  Sachlage  zu  bewerten,  ihre  Unabhängigkeit  bleibt  dabei
unwahrscheinlich. An dem geschilderten Sachverhalt werden zwei Punkte
deutlich.

Erstens:

Auf  die  Probleme,  die  im Kapitalismus und den ihm zugrunde liegenden
Gesetzen  entstehen,  wird  oftmals  mit  einer  Privatisierung  und
„Verwertbarmachung“  reagiert.

Zweitens:

Diese Vorgehensweise löst nicht das Problem, sondern verschlimmert für die
meisten die Situation. So führte die Verbriefung im Beispiel dazu, dass das
versicherte  Land trotzdem selbst  für  die  Schäden aufkommen muss,  die
Anleger aber weiter ihre Rendite bekommen.

Im  Kapitalismus  können  dessen  Nachteile,  Begrenzungen  und  Probleme
höchstens abgemildert, jedoch nicht aufgehoben werden. Dafür bräuchte es
eine andere Gesellschaft den Sozialismus!

Ein Artikel von Felix Ernst, REVOLUTION

[´solid]: if everything goes right,
go  left  –  Oder  welche  Einheit
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brauchen wir?
Der hier veröffentlichte Text, ist eine Kritik von Lukas Müller, einem langjährigen [´solid]-Mitglied, an

seiner eigenen Organisation. Lukas ist seit einiger Zeit auch mit unserer Organisation in Kontakt. Der

Grund dafür ist, wie er auch in dem folgenden Text schreibt, dass er eine tiefergehende Kritik an der

reformistischen Politik [´solid]´s entiwckelt hat und den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation

heute für zentral hält. Er plant den Text in Kürze auch als kleine Broschüre zu veröffentlichen. Wir

unterstützen den Text und seine Schlussfolgerungen und möchten zu einer Debatte in und außerhalbs

[´solid]´s über die Frage revolutionärer Einheit und Umgruppierung unter Jugendlichen anstoßen.

Die Linksjugend [’solid]  war  mein Einstieg in  die  Politik,  über  das Thema
Antifaschismus wurde ich politisiert.  Mit  Ende 15 trat  ich der Gruppe bei.
Schnell  war  meine  Begeisterung  für  die  Theorien  von  Marx  und  Engels
geweckt. Ich begann, hauptsächlich privat, ihre Texte zu lesen.

 

Für mich war bald klar: Ich bin Sozialist.  Marx’ revolutionäre Ideen zeigen
einen Weg auf, den Sozialismus zu verwirklichen. Doch je mehr ich mich mit
diesen Ideen und ihrer Geschichte beschäftigte, desto mehr begann ich zu
bezweifeln,  ob  wir  den  Ansprüchen  eines  sozialistischen  Verbandes  auch
gerecht werden.

 

Einige  Jahre  und  bundesweite  Veranstaltungen,  in  denen  ich  Struktur,
politische Theorie und Kräfteverhältnisse des Verbandes näher kennenlernte,
dauerte es, bis mir endgültig klar wurde: [’solid] wird nie eine Rolle in einer
sozialistischen Bewegung spielen, geschweige denn eine solche aufbauen und
anführen.

 

Ich  habe  mich  nach  längeren  und  eingehenden  Diskussionen  dafür
entschieden,  den  schwierigen,  aber  notwendigen  Weg  zu  gehen  –  Einen
offenen politischen Kampf für eine revolutionäre Alternative zu führen, anstatt
still und ohne ein Wort auszutreten.
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Ich habe den Text also nicht geschrieben, damit sich alle, die nicht in [´solid]
sind, sich wohlgefällig zurücklehnen können, um zu sagen „Wir haben es euch
ja  schon  immer  gesagt.“  Genauso  wenig  möchte  ich  aber  einen  Text
schreiben, der uns Linke in [´solid] bestätigt, damit wir uns etwas schlauer
aber immer noch wohlgefällig zurücklehnen. Ich möchte eine Diskussion unter
den  revolutionären  Jugendlichen  innerhalb  [´solid]s  über  die  Perspektiven
unserer  Organisierung im Aufbau einer  gemeinsamen revolutionären Kraft
anregen.Warum genau – das möchte ich nun etwas detaillierter darlegen.

 

„[’solid] ist der größte linke Jugendverband“

 

Wer  über  die  Politik  von  [’solid]  diskutiert,  wird  sehr  schnell  mit  dem
„Argument“  konfrontiert  werden,  [’solid]  wäre  der  größte  Linke
Jugendverband. Und tatsächlich, in so ziemlich jedem Bundesland hat [’solid]
Landesverbände,  die  allerdings  sehr  unterschiedlich  geprägt  sind.  Der
Landesverband in NRW zum Beispiel ist für seine eher antiimperialistischen
und allgemein linkeren Positionen im Bundesverband bekannt. So lehnen sie
u.a.  die  EU  in  ihrer  jetzigen  Form  ab.  Auch  Hamburg  zählt  zu  den
fortschrittlicheren Landesverbänden. Doch gerade in Hamburg traten erst vor

kurzem vier Mitglieder aus [´solid] und der LINKEN aus
1

.  Sie wollten damit

gegen die reformistische Politik
2

 und den Rechtsruck nach dem Hamburger EU-
Parteitag protestieren.

 

Die absolute Mehrheit stellen hingegen Landesverbände wie Bayern, Sachsen
oder  Berlin,  die  dem rechten  Flügel  von  [´solid]  angehören.  Sie  sind  oft
besonders  eng  an  die  offiziellen  Positionen  der  LINKEN  gebunden,
insbesondere in Ostdeutschland, wo die Partei an Landesregierungen beteiligt
ist/war.  Im besten Falle vertreten sie ausgewaschene, diffus linke Positionen.



Im  schlechtesten  Fa l l  s ind  s ie  se lbst  an  e iner  bürger l ichen
Regierungsbeteiligung interessiert oder stramm antideutsch, nicht allzu selten
auch gerne beides.

 

Trotz dieser Uneinheitlichkeit und der Passivität der Organisation hat [’solid]
theoretisch  an  die  zehntausend  Mitglieder.  Der  übergroße  Teil  dieser
Mitglieder sind allerdings Karteileichen. Von den „aktiven“ Mitgliedern sind
viele nur zu Aktionen oder Veranstaltungen mobilisierbar.  Sie entsprechen
eher einem Kreis von SympathisantInnen, die auf die Politik der Organisation
und  die  Perspektiven  unseres  Kampfes  wenig  direkten  Einfluss  nehmen.
Wirkliche  AktivistInnen,  vorwärtstreibende  Kräfte  sind  die  wenigsten  der
eingetragenen Mitglieder.

 

Ja,  [´solid]  ist  der  größte  Jugendverband  nach  den  JuSos,  der  sich  als
„sozialistisch“  bezeichnet.  Doch  er  ist  wohl  auch  der  Jugendverband,  der
gemessen  an  seiner  Größe  die  kleinste  Aktivität  entfaltet,  in  seiner
Gesamtheit  politisch  rechts  der  radikalen  Jugend  steht  und  dessen
Mitgliedschaft  in  bürokratischen Grabenkämpfen zerrieben wird.  Das  zeigt
auch die Entwicklung der aktiven Mitgliedszahlen, die bundesweit seit langem
sinken.

Die  zehntausend  Jugendlichen,  die  sich  einmal  als  Mitglieder  eingetragen
haben, stehen beispielhaft für das revolutionäre Potential, dass die Jugend in
sich birgt. Eine Organisation, die gezielt versuchen würde dieses Potential in
die aktive Teilnahme an dem inneren Organisationsleben und dem Eingreifen
in den Klassenkampf unter einem revolutionären Programm zu verwandeln,
könnte Berge versetzen. Doch [´solid] ist nicht diese Organisation. Viele ihrer
FührerInnen  haben  kein  politisches  oder  soziales  Interesse  eine  solche
Organisation  aufzubauen.  Einige  wenige  würden  gerne,  haben  aber  kein
politisches Konzept.

„[´solid] ist der erste Anlaufpunkt für radikale Jugendliche“



Das  zweite  Argument  ist,  [´solid]  sei  der  erste  Anlaufpunkt  für  linke
Jugendliche. Auch dieses „Argument“ klingt zuerst verlockend. Und es ist im
übrigen  ein  Argument,  das  normalerweise  gegen  linke  und  revolutionäre
KritikerInnen an [´solid] ins Feld geführt wird.

Doch meine Kritik bezieht sich auf die Politik und nicht die Größe von [´solid].
Wenn viele [´solid] als ersten Anlaufpunkt sehen, dann drückt das nur die
Alternativlosigkeit aus, die viele Jugendliche verspüren. Das bedeutet auch
den Mangel einer revolutionären Alternative. Genau diese gilt es aufzubauen.
Insofern wird die Tatsache, dass eine Organisation mit reformistischer Politik
und Organisationsstruktur aktuell der „erste Anlaufpunkt“ für Jugendliche ist,
zu einem Problem vom Standpunkt sozialistischer Politik aus gesehen.

Das [´solid] der erste Anlaufpunkt für viele Jugendliche ist, entspricht auch der
Tatsache, dass die LINKE einen großen Apparat, viel Geld und Aufmerksamkeit
genießt, der auch auf [´solid] abfärbt. Ganz davon abgesehen hat die LINKE
auch ein Interesse daran neue, junge Funktionäre für ihre Partei zu gewinnen.

Für mich als Sozialist und Revolutionär ist die erste Frage, wie ich Jugendliche
für den Sozialismus und eine Organisation,  die ihn auch erkämpfen kann,
gewinne. Ich will, dass revolutionäre Politik zum ersten Anlaufpunkt wird. Eine
reformistische Organisation dafür als „strategisches Vehikel“ zu nutzen ist
nicht nur unlogisch, sondern auch prinzipienlos. So als wäre [´solid] ein Auto,
in das sich jeder setzen könnte, um dann die Richtung zu bestimmen. Das
Problem  ist  nur:  die  Autoschlüssel  und  die  Fahrzeugpapiere  für  dieses
„spezielle Vehikel“ liegen klar in den Händen der ReformistInnen in [´solid].

[´solid] ist keine Organisation, die klar für den Sozialismus eintritt.  In den
meisten Fällen wird ein schwammiger „demokratischer Sozialismus“, ein nicht
genau  definierter  „Antikapitalismus“  oder  einfach  ganz  offen  reformistische
Politik  vertreten.  [´solid]  ist  keine  revolutionäre,  klassenkämpferische
Organisation mit AktivistInnen, die zur regen Debatte über die Perspektiven
der Organisation ermutigt und politisch geschult werden. Nur so könnte die
Mitgliedschaft  befähigt  werden  die  eigene  Organisation  demokratisch  zu
führen, entschlossen nach außen aufzutreten, Widerstand zu organisieren und
eine revolutionäre Bewegung anzuführen.



Die AktivistInnen, die ihr mit diesem Anspruch beitreten, werden allzu oft
durch ihre Erfahrungen in [´solid] demoralisiert, verlassen
die Organisation und nicht selten auch die Politik. Nur „links“ zu sein und in
[´solid] zu sein, weil es der vermeintlich erste Anlaufpunkt wäre, ist keine
Antwort auf dieses Problem. Dieser Politik und ihren Konsequenzen kann nur
eine  eindeutige  revolutionäre,  programmatisch  eigenständige  Alternative
entgegenwirken. Es gibt keinen „reformistischen Umweg“ oder „notwendigen
Zwischenschritt“  von  Jugendlichen auf  dem Weg zu  einem revolutionären
Programm – nur Sackgassen.

„Man  kann  Jugendliche  nicht  direkt  mit  revolutionärer  Politik
gewinnen“

Gleich im Anschluss daran wird gerne dieses Argument gegen unabhängige
RevolutionärInnen ins Feld geführt wird, die sich für eine eigenständige und
klar sozialistische Politik aussprechen. Es wird in der Regel vom linken Flügel
in  [´solid]  selbst  artikuliert,  der  sich  um  linkere  ReformistInnen  oder

Organisationen wie die SAV oder Marx21 gruppiert, die „tiefen Entrismus“ 
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 in
der Organisation betreiben.

Doch die Aussage ist vollkommen widersprüchlich und kann nur zu Verwirrung
und  Verlegenheit  führen.  Natürlich  sind  aktuell  nicht  alle  Jugendlichen
unmittelbar für eine revolutionäre Organisation gewinnbar. Das liegt durchaus
an der gesamten politischen und wirtschaftlichen Situation in Deutschland.
Wichtiger aber, es liegt auch daran, dass es Jugendliche gibt, die kein soziales
Interesse danach verspüren. Jugendliche, die z.B. der Jungen Union oder der
Grünen Jugend beitreten, tun dies relativ bewusst und sind für uns, zumindest
momentan, sicher nicht gewinnbar. Der zweite und für unsere eigene Politik
entscheidendere ist aber der „subjektive Faktor“. Revolutionäre Ideen sind
schwach, eine revolutionäre Massenjugendorganisation gibt es nicht. Das führt
scheinbar  dazu,  dass  Jugendliche  „zuerst“  zu  einer  reformistischen
Jugendorganisation  gehen.

Etliche Jugendliche, die sich bei [´solid] organisieren, wären aber durchaus für
eine revolutionäre Organisation direkt gewinnbar. Auch viele der Jugendlichen,
die zersplittert in linksradikalen Gruppen und Antifas organisiert sind, wollen



eine solche Organisation aufbauen oder wären dafür gewinnbar. An sie wollen
wir  uns  in  erster  Linie  wenden.  Sie  werden  aber  nur  direkt  für  eine
revolutionäre Organisation gewinnbar werden, wenn wir eine solche aufbauen.
Es ist gerade das, was der „linke“ Flügel in [´solid] versäumt – nämlich eine
ernsthafte revolutionäre Opposition darzustellen, die ein erster Keim für eine
solche  Organisierung  darstellen  könnte.  Sie  sind  vielmehr  das  „linke
Gewissen“ von [´solid] und der LINKEN. Wie viel das praktisch zählt, sehen wir
an der Regierungspolitik der LINKEN, der sinkenden Aktivität von [´solid] auf
der Straße, den Beschlüssen auf den Bundeskongressen und dem wachsenden
Einfluss der Rechten im Verband. Im Zweifelsfall profitiert die rechte Führung
der Organisation sogar von dieser Politik, weil sie die Früchte des Aktivismus
der  Linken  erntet,  während  sie  gleichzeitig  einen  schonungslosen  Kampf
gegen ihre Ideen führt.

Das  „Argument“  eine  revolutionäre  Organisation  würde  auch  nur
gebetsmühlenartig vom Sozialismus reden, ist nicht wahr. So wie ja auch eine
reformistische Organisation nicht nur gebetsmühlenartig vom Reformismus
redet.  Das  Ziel  ist  natürlich  ein  anderes,  aber  auch  der  Weg,  den  eine
revolutionäre Organisation einschlägt.

RevolutionärInnen  sollten  immer  in  der  ersten  Reihe  im  Kampf  für
fortschrittliche Reformen sein – meist sind sie das auch heute schon. In diesen
Kämpfen, ob um höhere Löhne, gegen Kürzungen in der Bildung oder gegen
den Abbau demokratischer Rechte, müssen RevolutionärInnen die Ursachen
des  Problems  aufgreifen,  sozialistisches  Bewusstsein  schaffen  und  die
ArbeiterInnen und Jugendlichen anregen sich selbstständig zu organisieren.
Ich denke, man muss die Tageskämpfe von der Perspektive der Revolution aus
betrachten,  nicht  umgekehrt.  Wir  müssen  uns  die  Frage  stellen,  was  die
Jugendlichen und die ArbeiterInnen brauchen und nicht, was der Staat und die
KapitalistInnen geben wollen. Sonst wird man immer gezwungen sein, sich der
kapitalistischen Logik unterzuordnen – auch in den Tageskämpfen. Das erklärt
auch,  warum der  Reformismus  und  seine  Organisationen  in  Deutschland,
obwohl sie sehr groß und stark sind, keine Kämpfe für diese Tagesforderungen
führen.  Wir  wollen  das  tun,  insofern  sind  wir  eindeutig  für  den
entschlossensten  Kampf  auch  für  die  unmittelbaren  Forderungen  der



ArbeiterInnen  und  Jugendlichen.  So  wird  jeder  Sieg,  wenn  er  von
RevolutionärInnen geführt  wird,  die  Moral,  die  Organisation,  als  auch das
Vertrauen in die eigene Kraft und die Revolution unter den ArbeiterInnen und
Jugendlichen stärken.

Doch von theoretischen Betrachtungen
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 abgesehen, stellt sich ganz praktisch
die Frage, warum gerade [´solid] eine attraktive „Einsteigerorganisation“ für
Jugendliche sein sollte. Viele der Jugendlichen, die dem Verband beitreten,
suchen ja gerade nach einer Alternative zu den bestehenden Verhältnissen
und  zum  Kapitalismus.  Auch  wenn  nur  die  wenigsten  bereits  bewusste
RevolutionärInnen sind, viele wären dazu bereit, über revolutionäre Politik zu
diskutieren.  Doch  [´solid]  demoralisiert  diese  AktivistInnen,  anstatt  ihrem
Kampfgeist eine reale Perspektive zu bieten. Deswegen lohnt es sich einen
genaueren Blick auf die Art der Organisierung innerhalb [´solid]s zu werfen.

Bürokratischer Föderalismus oder demokratischer Zentralismus?

Neben  den  einzelnen  Landesverbänden  gibt  es  innerhalb  von  [’solid]
Bundesarbeitskreise  (BAK´s)  und  Landesarbeitskreise  (LAK´s).  In  ihnen
vernetzen  sich  die  Mitglieder  zur  Arbeit  an  spezifischen  Themen.  Neben
unterschiedlichen  Arbeitskreisen  u.a.  zum  Thema  Krise,  Feminismus  und
Antifa,  gibt  es  den BAK AuF (Antimilitarismus und Frieden)  und den BAK
Shalom.  Ersterer  ist  die  Plattform,  in  der  sich  KriegsgegnerInnen  und
InternationalistInnen zusammengeschlossen haben. Letzterer ist die Plattform
von antideutschen Kräften, die mit Erfolg versuchen, die politische Arbeit des
Verbandes  zu  sabotieren  und  neokonservative  Positionen  salonfähig  zu
machen. Dazu gehören auch das Befürworten von Kriegen, die Legitimation

von  kapitalistischen  Staaten  oder  anti-muslimischem Rassismus
5

.  Der  BAK
Shalom schafft es dabei, sowohl innerhalb von [’solid], als auch medial und in
die  Partei  hinein,  einer  der  einflussreichsten  BAK´s  zu  sein.  Immer  wieder
werden linke Positionierungen, z.B. auf dem Bundeskongress, dem höchsten
Gremium, verhindert.

Ein großer Teil der eigentlichen Arbeit und der politischen Entwicklung ist also
föderal  von  unterschiedlichen  Arbeitskreisen  organisiert.  Eine  Arbeit  und



Politik,  die  sich  gegenseitig  oft  genug  widerspricht.  Gleichzeitig  findet  keine
theoretische, sowie natürlich auch praktische-organisatorische Schulung der
einzelnen Mitglieder statt. Sowohl auf Landesebene, wie auf Bundesebene gibt
es kaum Fortbildungen. Weder das Auseinandersetzen mit „Klassikern“, noch
mit aktuellen Texten spielt eine ernstzunehmende Rolle. Wenn es doch einmal
Veranstaltungen  mit  Workshops  gibt,  so  bleibt  auch  dort  in  der  Regel
Basiswissen, über das jede/r SozialistIn verfügen sollte unerwähnt. Wer sich
nicht  selbstständig  oder  sogar  entgegen  der  offiziellen  Positionen  weiter
schult, wird kaum in der Lage sein eigenständige Postionen zu entwickeln,
oberhalb der  Ortsgruppenebene eine Rolle  spielen,  geschweige denn eine
revolutionäre Programmatik entwickeln können.

Sicherlich ist  das ein wichtiger  Grund,  warum der BAK Shalom und seine
Wortführerinnen  in  der  Lage  sind  ihre  reaktionären  Positionen,  trotz
fadenscheiniger Argumentationen, im Verband durchzubringen, wie zuletzt die
massiven Angriffe gegen die GenossInnen in Essen beweisen, die vollkommen
zurecht eine Demonstration gegen Imperialismus und in Solidarität mit dem
palästinensischen  Widerstand  organisierten.  Der  Einfluss  des  BAK  Shalom,
auch auf Mitglieder die sich selber überhaupt nicht als Antideutsche sehen,
stützt sich genau auf die Desinformation der Mitglieder, den vermeintlichen
Föderalismus der Organisation. Dieser Föderalismus gilt aber in gewisser Art
und Weise nur für „die Basis“ der Organisation.

Denn auf den Bundeskongressen reden immer dieselben Personen. Es ist der
rechte  Flügel,  der  die  entscheidenden Führungspositionen innehat.  In  der
Außenwahrnehmung der Organisation gibt es keinen linken Flügel. Wenn der
doch  einmal  wie  in  Essen  in  Erscheinung  treten  sollte,  wird  er  von  der

bürokratischen Führung denunziert und angegriffen.
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Eine solche Politik muss unweigerlich dazu führen, dass viele Menschen die
aus Sympathie mit dem Verband Mitglied geworden sind, nicht überzeugt und
motiviert  werden,  die  politisch-praktische  Arbeit  auch  tatsächlich
aufzunehmen.  Das  Resultat  ist  eine  große
passive Masse,  die durch die aktuelle Führung daran gehindert  wird,  sich
revolutionär zu organisieren. Wenn es dann Kritik an dieser Führung geben



sollte, wird sie sich immer auf ihre passive Basis berufen mit den Worten: „Wir
würden ja gerne, aber unsere Basis ist leider zu inaktiv (oder zu rechts).“

Die Organisation ist zerstritten, ihr politisches Programm ist diffus und gibt auf
zentrale  Fragen  keine  Antwort,  die  Aktivität  ist  sehr  gering,  viele  der
Mitglieder  sind  passiv  und  die  meisten  Landesverbände  und  der
Bundesverband  werden  vom  rechten  Flügel,  mit  Unterstützung  der
Antideutschen  geführt.  Diese  Situation  ist  letztlich  eine  Konsequenz  der
gesamten reformistischen Politik von [´solid] nicht nur eine „Kinderkrankheit“.

Auch  in  einer  revolutionären  Organisation  wird  es  offene,  kontroverse  und
sicherlich  auch  einmal  heftige  Debatten  geben.  Aber  bürokratische
Grabenkämpfe und Inaktivität sollten ihr fremd sein. Wenn Entscheidungen
aus der gemeinsamen und freien Debatte entstanden sind, sollte auch von der
gesamten Organisation verlangt werden, diese zu tragen. Nur so kann die
Richtigkeit  oder  Falschheit  von  Positionen  wirklich  erfasst  und  vor  allem
schlagkräftige  Aktionen  organisiert  werden.  Oder  wie  Lenin  den
demokratischen Zentralismus beschrieb  „Freiheit  in  der  Kritik,  Einheit  der

Aktion“
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„[´solid] ist ein pluralistischer Verband“

Falls man AktivistInnen in [´solid] von den bisherigen Punkten überzeugen
konnte,  bleiben  immer  noch  zwei  „Totschlagargumente“,  die  vermeintlich
alles bisher gesagte Aushebeln, „[’solid] ist eben ein pluralistischer Verband
mit unterschiedlichen Meinungen, und auch deine hat dort ihren Platz“ und
„stimmt ja alles gar nicht, [´solid] ist doch unabhängig von der LINKEN (ergo
von Reformismus und Bürokratismus)“.

Auf die erste Aussage kann man mit Ja und Nein antworten, je nach dem, wie
sie gemeint ist.

Ja, [’solid] ist ein Sammelbecken für viele Menschen, die sich selbst irgendwie
als „links“ bezeichnen. Innerhalb des Verbandes können die Mitglieder sich
dann  nicht  nur  in  Strömungen  zusammenschließen,  um  mehr  Einfluss  zu
haben.  Einzelne  Ortsgruppen,  Landesverbände  oder  Arbeitskreise  können



völlig  unabhängig  vom  Rest  des  Verbandes  Positionen  entwickeln  und
propagieren,  auch  wenn  diese  bei  Bundeskongressen  nicht  annähernd
mehrheitsfähig  sind.

So kommt es,  dass die  einzelnen Teile  des Verbandes oft  gegeneinander
arbeiten und verschiedene, widersprüchliche Positionen nach außen getragen
werden. Der Verband ist nicht in der Lage, an einem Strang zu ziehen und als
Gesamtorganisation klare Losungen zu bestimmten Themen herauszugeben,
als auch die Arbeit an diesen gemeinsam zu organisieren und anzugehen.
Dadurch werden Kräfte und Geld massiv vergeudet.

Das führt unweigerlich zu einer Praxis, in der die Rechten ohne Furcht vor
Konsequenzen  offen  gegen  das  Programm und  die  Beschlüsse  des  höchsten
Gremiums  nach  außen  agieren,  natürlich  mit  Verbandsgeld,  während  die
Linken  mit  dem  „demokratischen  Zeigefinger“  oder  gleich  über  medialen
Druck  von  der  eigenen  Organisation  zurück  in  ihre  Bedeutungslosigkeit
gewiesen werden – denn bei ihnen wird durchaus sehr genau verfolgt, was sie
tun. Beim BAK Shalom und dessen Umfeld z.B. ist es Gang und Gebe Krieg und

Militär zu verherrlichen
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,  obwohl sich der Verband im Programm eigentlich

antimilitaristisch  positioniert
9

.  Zudem  ignoriert  dieser  Arbeitskreis  einen
Beschluss des Bundeskongresses zur Distanzierung von der Kampagne für
einen Krieg gegen den Iran – ohne jegliche Konsequenzen. Die Konsequenzen,
die AntiimperialistInnen in der Organisation zu befürchten haben, selbst wenn
sie  ganz  formell  auf  den  Beschlüssen  der  Organisation  stehen  –  wie  in

NRW/Essen – kennen wir alle
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Insofern ist [´solid] tatsächlich sehr „pluralistisch“, in gewissen Fragen ist die
Organisation wahrscheinlich politisch und auch praktisch zersplitterter  und
zerstrittener, als Teile der „radikalen Linken“.

Der  Pluralismusbegriff  suggeriert,  die  Integration  von  verschiedenen  Ideen
und  Konzepten.  Praktisch  bietet  er  aber  den  unterschiedlichen  Kräften
lediglich eine Spielwiese, ohne dabei Druck zu erzeugen, eine gemeinsame,
ergebnisorientierte Debatte zu führen oder die verschiedenen Positionen auf
die Probe zu stellen und im Kampf zu vereinen. Aber wer entscheidet denn



dann eigentlich über die gesamte Politik der Organisation?

Und hier setzt das oben erwähnte „Nein“ ein, denn bei offenen oder zentralen
Fragen setzt sich letztlich immer die Fraktion durch, die am besten in der
Organisationsstruktur  verankert  ist  und  den  besten  Zugriff  auf  Ressourcen
hat. Das ist in der Regel der rechte Flügel und die reformistische Führung von
[´solid],  flankiert  von den Antideutschen.  Im Zweifelsfalle  werden dafür  auch
gerne einmal ganze Ortsgruppen, die zu links sind oder eine Bedrohung der
reformistischen  Politik  darstellen,  diffamiert,  zerrieben  oder  zur  Auflösung
gedrängt.

Durch  die  kaum  vorhandenen  kollektiv  durchgeführten  Diskussionen  und
kaum  vorhandene  bindende  Entscheidungen  bietet  der  „Pluralismus“  der
Führung von [´solid] (aber auch anderen reformistischen Organisationen, wie
SYRIZA, der Front de Gauche, Podemos etc.) sehr viele Freiheiten und Fläche
zum manövrieren. Sie sind die Profiteure dieses Organisationsmodell, nicht die
Basis und auch nicht die RevolutionärInnen.

Die Praxis beweist das, denn der Abstand zwischen Basis und Führung gleicht
sich nicht an, ganz im Gegenteil. Die Passivität der Basis, Karteileichen und
stark  unterschiedlicher  Bildungsstand  der  Mitglieder  sind  einige  Beispiele
dafür. Gleichzeitig führt der Pluralismus dazu, dass durch das Gewähren dieser
Freiheiten  innerhalb  des  Verbandes  die  zunehmende  Bürokratisierung
verschleiert wird. Dabei spielt auch der BAK Shalom eine wichtige Rolle. Unter
dem Deckmantel  der Heterogenität  toleriert,  obwohl dieser in bestimmten
Punkten die Grundsätze des Verbandes ignoriert, verhindert dieser zuverlässig
eine  Bewegungen  von  links,  welche  die  Führung  in  Bedrängnis  bringen
könnte.

„[`solid] ist eine unabhängige Jugendorganisation“

[’solid] bezeichnet sich selbst als unabhängig von der LINKEN. [´solid] stehe in
einem kritisch-solidarischen Verhältnis. Auch ich glaube, dass sich die Jugend
selbständig organisieren, eigene Beschlüsse fassen und selbst Erfahrungen
sammeln sollte. Diese Unabhängigkeit sollte aber nicht bedeuten, dass die
Jugend den Aufbau und den Kampf einer sozialistischen ArbeiterInnenpartei



nicht aktiv unterstützen sollte.

Die Jugend ist, anders als die älteren Generationen, noch nicht Jahrzehnten
bürgerlicher Ideologie und Reformismus innerhalb der ArbeiterInnenbewegung
ausgesetzt oder musste so viele entmutigende Ereignisse im Klassenkampf
erleben. Sie ist außerdem im Kapitalismus ganz besonders von Ausbeutung
und  Unterdrückung  betroffen.  Daher  werden  proletarische  und  prekarisierte
Jugendliche sehr oft der radikalere Teil der Klasse sein. Ihnen kommt eine
wichtige  Rolle  darin  zu  eine  revolutionäre  Partei  zu  schaffen  und  die
Gewerkschaften auf  einen revolutionären Kurs  zu drängen und zu halten.
Dafür  müssen  sie  polit isch  unabhängig  von  den  Apparaten  der
Gewerkschaften  und  des  Reformismus  sein,  solange  es  eine  solche
revolutionäre  Partei  noch  nicht  gibt.  Organisatorisch  sollten  sie  generell
unabhängig  sein,  damit  die  Jugend  eigenständig  Erfahrungen  in  der
Tagespolitik  sammeln  kann.

Nun, wenn wir uns die Politik von [´solid] anschauen, kann man allerdings
kaum behaupten, dass sie unabhängig vom Reformismus der LINKEN wäre.
Ein praktisches Beispiel beweist das recht gut. Während der Bundesverband in
den letzten Jahren in große Lethargie verfallen ist, gibt es immer wieder ein
Event, an dem er sich „aufrappelt“: Wahlen.

[´solid] behauptet natürlich die LINKE kritisch bei den Wahlen zu unterstützen.
Sicherlich ist es richtig, dass viele an der Basis von [´solid] links von der
LINKEN-Führung um Kipping, Riexinger und Gysi stehen. Aber es gibt kein
politisch  unabhängiges,  alternatives  Programm.  Die  „kritische
Wahlunterstützung“  bedeutete  daher  auch  in  der  Wahlkampfbroschüre  „If

nothing  goes  right  go  left“
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 die  zentralen  strategischen  Worte  Sahra
Wagenknecht zu überlassen, einer „linken“ Bürokratin der Partei, die seit 20
Jahren tief mit dem Apparat der PDS und dann der LINKEN verankert war. Der
Rest der Broschüre war eine unzusammenhängende Darstellung
der  Arbeit  der  [´solid]-Verbände,  ohne  eine  klare  Positionierung  zur
Bundestagswahl, der Politik und der Organisierung die notwendig wäre, um
die  nächste  Regierung  des  Kapitals  (allen  war  klar,  dass  Schwarz-Rot
gewinnen würde) herauszufordern. Es gab nicht einmal eine klare Ablehnung



an einer bürgerlichen Regierung, die durchaus von der Mehrheit der LINKEN-
Führung auch schon vor der Wahl klar artikuliert wurde.

Doch auch organisatorisch ist [’solid] nur auf dem Papier unabhängig. Die
führenden Köpfe der Organisation sind eng mit dem bürokratischen Apparat
der LINKEN verbunden. Die Personen, die sich immer wieder um Funktionen
und Gremien gruppieren, sind ganz überwiegend auch Parteimitglieder, sind in
der Partei sozialisiert und geschult worden und unterhalten natürlich auch
beste  Kontakte  zu  ParteifunktionärInnen.  In  Berlin  gibt  es  viele
LandessprecherInnen, die schon einmal stolz erzählen, wie oft sie sich auf
einen Kaffee mit  Gysi  im Karl-Liebknecht Haus treffen.  Auch finanziell  ist  der
Jugendverband alles andere als unabhängig. Das meiste Geld bekommen die
Landesverbände von der Linkspartei – je besser die Zusammenarbeit, desto
mehr Geld.

Wenn das Verhältnis zwischen Landesverband und Partei schlecht ist, wird der
Geldhahn  zugedreht  (Geld,  welches  hauptsächlich  für  sinnlose
Materialschlachten ausgegeben wird, statt für politische Arbeit, aber das ist

eine andere Geschichte)
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Gerade wenn eine Jugendorganisation in Zusammenarbeit und Diskussion mit
einer  reformistischen  Partei  steht,  ist  es  wichtig  politisch  und  finanziell
unabhängig  zu  sein,  um  nicht  an  radikaler  Energie  einzubüßen,  einen
möglichen Anpassungskurs mitzumachen, sondern in der Basis der Partei das
Gegenteil zu bewirken. Doch [’solid] diskutiert mit der Partei sowieso nicht auf
Augenhöhe. Beschlüsse und Positionierungen des Verbandes werden in der
Partei kaum wahr, geschweige denn ernst genommen. Ein reger Austausch
und rege Diskussionen finden nicht statt. [’solid] hat keinen wirklichen Einfluss
auf die Linkspartei, ist aber dennoch abhängig. Der beste Praxistest dafür ist
die Aktivität und Politik von [´solid] in Ländern, wo die LINKE an der Regierung
ist. Dort sind die Landesverbände praktisch tot, zumindest sehr inaktiv, rechts
und stützen die (jugend- und arbeiterinnenfeindliche) Politik der Regierung –
natürlich ganz „kritisch“.

Solange  [´solid]  von  einer  reformistischen  Partei  abhängig  ist,  wird  der
Jugendverband  selber  reformistisch  bleiben.  Für  mich  bedeutet



Unabhängigkeit  eine  von  der  bürgerlichen  Politik,  vom  Reformismus
unabhängige,  eigenständige  revolutionäre  Politik  für  Jugend  und
ArbeiterInnenklasse zu betreiben. Denn die Frage der Unabhängigkeit ist in
erster  Linie  eine politische Klassenfrage,  erst  in  zweiter  Linie  eine formal
organisatorische  Frage.  Aktuell  brauchen  wir  eine  Jugendorganisation,  die
beiden Kriterien gerecht wird, damit die Jugend eigenständige Erfahrungen
machen kann und sich vom Reformismus befreien kann!

„[`solid] ist eine reformistische Jugendorganisation“

Ich glaube schon seit längerem nicht mehr, dass [´solid] eine sozialistische
Jugendorganisation ist. Aber ich glaube, dass es nach wie vor AktivistInnen in
[´solid] gibt,  die den Sozialismus als ein Ziel ansehen, für den es sich zu
kämpfen lohnt. Aber aufgrund der ganzen Politik von [´solid] wird überhaupt
nicht vermittelt, was das bedeutet und wie man dafür kämpft. Heißt: Wie die
Organisation aussehen muss,  die diesen Widerstand bündeln und anleiten
kann. Das ist nicht nur schlecht für unseren gemeinsamen Kampf, sondern
immunisiert  auch  gegen  Kritik  –  weil  sie  oft  auf  Unverständnis  und
Unwissenheit  trifft.  Wenn  viele  von  uns  nicht  einmal  wissen,  was  der
Landesverband oder die Ortsgruppe gleich um die Ecke tun, wie kann dann
überhaupt  eine  richtige  Kritik  an  der  generellen  Politik  der  eigenen
Organisation  entstehen?

Deshalb möchte ich noch einmal genauer auf zentrale politische Fragen und
einige konkrete Beispiele eingehen, die meine Kritik  womöglich ein wenig
greifbarer machen.

Das  Programm
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 von  [´solid]  beschreibt  durchaus  eine  gewisse  Kritik  am
Kapitalismus.  Auch  wenn  wahrscheinlich  viele  Mitglieder  von  [´solid]  das
Programm wohl nie gelesen haben, was eindeutig ein Problem für sich ist.
Allerdings ein Problem, wofür weniger die individuellen Mitglieder, sondern
vielmehr  eine  Organisation,  die  eine  solche Kultur  des  programmatischen
Desinteresses  schafft,  Schuld  tragen.  Im  übrigen  ein  eigener  Grund  warum
viele Jugendliche überhaupt nicht verstehen, warum [´solid] mit ihrer Politik
scheitert, weil sie nie gelernt haben, diese Ursachen in der Programmatik der
Organisation zu suchen.



Das Programm selbst ist recht dünn und an vielen Stellen nicht konkret genug.
Aber  immerhin  werden  wichtige  Punkte,  wie  Lohnarbeit,  Privateigentum,
Bildungspolitik,  Kriege,  Umweltzerstörung  und  das  bestehende
Geschlechterverhältnis  kritisiert.

Doch nur  die  (recht  grobe)  Analyse  der  bestehenden Verhältnisse  alleine
reicht nicht aus. Ein alternativer Weg muss aufgezeigt werden. Ein Weg, wie
die  aktuellen  Tageskämpfe  erfolgreich  geführt  und  mit  dem  Sturz  des
Kapitalismus verbunden werden können. Ein Weg, wie die Aktivität und das
(Selbst-)  Bewusstsein der Jugendlichen und ArbeiterInnen in der konkreten
Auseinandersetzung  gehoben  werden  können,  um  eine  Grundlage  für
Revolutionen und den Aufbau einer zukünftigen sozialistischen Gesellschaft zu
legen.

Das  Programm  bleibt  daher  beschreibend  und  eine  Auflistung  von  guten
Willensbekundungen.  Es  wird  immer  schwammiger  oder  hört  auf,  wo  die
Praxis anfängt. Man muss sich oft den Vorwurf als RevolutionärIn machen
lassen, die eigene Politik wäre „abstrakt“ und „utopisch“. Doch wenn ich mir
das Programm von [´solid] ansehe, kann ich diese Kritik gerne zurückgeben.

In dem Programm von [´solid] heißt es auch, Reformismus und Revolution
seien kein Widerspruch. Veränderungen fänden schwerpunktmäßig außerhalb
der Parlamente statt. Wie das Zusammenspiel vom Erkämpfen von Reformen
und revolutionärer  Praxis  aussehen soll  oder  was [’solid]  überhaupt unter
revolutionärer Praxis versteht, bleibt völlig unbeantwortet. Auch welche Rolle
die Linkspartei dabei genau spielt und ob sich [’solid] die Überwindung des
Kapitalismus als abrupten Bruch oder langsames Hinüberwachsen vorstellt,
bleibt unklar.

Wie stürzen wir denn aber jetzt die Herrschaft des Kapitals, wie genau sollen
die  Herrschenden enteignet  und die  Klassengegensätze aufgelöst  werden,
wenn Veränderungen doch maßgeblich nicht in den Parlamenten passieren?
Wie bekämpfen und schützen wir uns vor dem Widerstand der KapitalistInnen
und was ist eigentlich mit dem bürgerlichen Staat?

Über all solche Fragen verliert [’solid] als Gesamtorganisation kein Wort. Doch



gerade  solche  Fragen  müssen  von  einem  sozialistischen  Jugendverband
aufgeworfen und diskutiert werden. Es müssen Antworten gefunden werden,
um ein klares Konzept zu haben, für das gekämpft werden kann.

Ein solches Konzept zur Umwälzung der bestehenden Gesellschaft, welches
der  Verband  versuchen  könnte  umzusetzen,  existiert  aber  nicht.  Konkret
bietet das Programm lediglich einige Reformvorschläge, um den Kapitalismus
„sozialer“  zu  machen,  verbunden  mit  der  illusionären  Vorstellung,  dieser
würde schon irgendwie verschwinden. Die Vorstellung der Bolschewiki und

RevolutionärInnen wie Trotzki
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, dass das Programm die verarbeitete Erfahrung
der bisherigen Klassenkämpfe und die Schlussfolgerung für die notwendigen
Perspektiven im Klassenkampf widerspiegeln müsse – damit auch überprüfbar
werde – spielt in [´solid] keine Rolle.

Ich denke in diesem Zusammenhang, dass die ArbeiterInnenklasse das einzige
Subjekt ist, welches es vermag, das Privateigentum der herrschenden Klasse
durch Generalstreiks, Betriebsbesetzungen und Produktion unter Ausschluss
der KapitalistInnen zu bekämpfen. Sie ist  auch die einzige Klasse, die ein
direktes Interesse daran hat. Dafür muss sie sich aber politisch organisieren,
sich  eine  eigene  Partei  schaffen  und  letztlich  den  bürgerlichen  Staat

zerschlagen, um ihn durch die „Diktatur des Proletariats“
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 zu ersetzen. Das
muss klar, auch in dem Programm einer revolutionären Jugendorganisation,
benannt werden. Auf diese Einfluss zu nehmen, diese zu organisieren und für
den Kampf  fit  zu  machen,  sollte  auch für  einen Jugendverband eine zentrale
Aufgabe sein.

Bei  [’solid]  ist  aber  das  Gegenteil  der  Fall:  Die  Mitglieder  setzen  sich
überwiegend  aus  GymnasiastInnen  und  Studierenden  zusammen.  Diese
werden  später  sicher  auch  fast
alle  lohnabhängig  beschäftigt  sein  und  ich  bin  auch  dafür  diese  zu
organisieren. Aber es gibt bei [´solid] als Gesamtorganisation überhaupt kein
Konzept,  wie  die  ArbeiterInnenjugend,  MigrantInnen  und  Jugendliche  aus
prekären Verhältnissen für die Organisation gewonnen werden können. Eine
Aufgabe  die  systematisch  betrieben  werden  muss  und  nicht  dem  Zufall
überlassen werden darf.



[´solid] versucht nicht konkret diese zu gewinnen und arbeitet theoretisch wie
praktisch kaum zum Thema Ausbildung/Beruf. Auch die Gewerkschaften oder
mögliche Arbeit vor und in den Betrieben werden völlig ignoriert. Das hat auch
eine  gewisse  politische  Logik,  denn  die  strategische  Politik  in  den
Gewerkschaften und im Bezug auf die ArbeiterInnenklasse überlässt man der
LINKEN,  das  heißt  man überlässt  sie  dem Reformismus  und  der  „linken“
Gewerkschaftsbürokratie um Figuren wie Bernd Riexinger oder Klaus Ernst.

Somit  hat  [’solid]  quasi  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Jugend  der
ArbeiterInnenklasse. Dass der Verband dieses für SozialistInnen so wichtige
Themenfeld so stark vernachlässigt, liegt wie bereits gesagt eben daran, dass
der Verband selber keinen klaren Klassenstandpunkt hat.

Hier und da wird zwar mit dem Klassenbegriff hantiert, letzten Endes bezieht
sich [’solid] aber nicht auf die Lohnabhängigen als Klasse, die der Klasse der
KapitalistInnen gegenübersteht und diese stürzen und enteignen muss um
sich  zu  befreien.  Im  Programm  fällt  zwar  auch  einmal  das  Wort
„ArbeiterInnenklasse“, in Bezug auf gesellschaftliche Veränderungen, aber es
ist  dort  v ielmehr  von  „sozialen  Bewegungen“  die  Rede.  Eine
Jugendorganisation, die die ArbeiterInnenklasse nicht als die (!)  Macht zur
Umwälzung sieht und organisiert, wird in einer sozialistischen Bewegung keine
Rolle spielen können.

Gruppen, die sich, wie die Linksjugend, auf die Ideen von Marx und Engels
beziehen, sollte dies eigentlich völlig klar sein. Doch bei [’solid] wird leider
wenig bis gar nicht mit den Theorien von Marx und Engels gearbeitet. In den
vier  Jahren  meiner  Mitgliedschaft  habe  ich  nie  eine  ernsthafte
Auseinandersetzung  mit  den  Texten  dieser  beiden  Theoretiker  miterlebt.
Dabei begründen doch diese die zentralen Ideen eines/r jeden SozialistIn. Das
Lesen theoretischer Texte spielt bei [’solid] leider fast gar keine Rolle. Und
Marx hat viel mehr Arbeit geleistet, als die bestehende Gesellschaft lediglich
zu analysieren und zu kritisieren. Über seine Kritik hinaus will aber, von einer
linken Minderheit abgesehen, niemand etwas wissen. Dabei ist gerade die
selbstständige  Schulung  und  Bildung  der  Jugendlichen  mit  sozialistischen
Ideen  eine  zentrale  Aufgabe  einer  revolutionären,  sozialistischen
Jugendorganisation.  Das  dies  nicht  geschieht,  führt  dann  auch  zu  dem



unklaren  Klassenstandpunkt  und  der  diffusen  Vorstellung,  wie  der
Kapitalismus überwunden wird. Die Konsequenz davon ist, dass die Politik der
gesamten Organisation und der meisten Gliederungen in der Praxis deutlich
rechter ist, als das, was selbst im Programm steht.

Dieses  Verständnis  von  Politik  und  Programm  drückt  sich  auch  in  der
politischen Praxis und den konkreten Auseinandersetzungen aus. Gerade bei

der zentralen Frage des konsequenten Kampfes gegen den Imperialismus
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 –
Seite an Seite mit den von ihm Unterdrückten – mangelt es in [´solid]. Zwar ist
sogar im Programm noch von „imperialer Neuaufteilung der Welt“ die Rede,
allerdings hat [’solid] nicht die Analyse, dass es sich bei dieser um die höchste
Stufe  des  Kapitalismus  handelt,  bei  der  die  Bourgeoisien,  um  die  totale
wirtschaftliche  Kontrolle  der  schwächer  gestellten  Länder  und  die  immer
wiederkehrende  Neuaufteilung  der  Welt  kämpfen.  Im  Zuge  der
Überakkumulation von Kapital sind die Grenzen des Nationalstaats „zu eng“
geworden,  das  Kapital  will  expandieren.  Im  internationalem  Wettkampf
können  die  herrschenden  Klassen  von  wirtschaftlich  und  militärisch
schwächeren  Ländern  aber  nicht  mithalten,  deshalb  kommt  es  zu
Monopolbildung und Großkonzernen, welche andere Länder von sich abhängig
machen, natürlich militärisch unterstützt von ihren Regierungen.

Die Schlussfolgerung die SozialistInnen daraus ziehen, ist für die Niederlage
des  Imperialismus  in  den  Auseinandersetzungen  auf  globaler  Ebene
einzutreten, sich mit den Unterdrückten Völkern zu solidarisieren und ihren
Widerstand  zu  unterstützen.  Nur  im  entschlossenen  Kampf  gegen  die
ökonomische,  politische  und  bewaffnete  Macht  des  Imperialismus  können
fortschrittliche und revolutionäre Ideen in der ArbeiterInnenklasse und unter
der  Jugend  der  halbkolonialen  Länder  verbreitet  werden,  als  auch  die
notwendige Idee unter den ArbeiterInnen in den imperialistischen Ländern,

dass „der Hauptfeind im eigenen Land steht.“
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Bei [’solid] ist es aber in den meisten Landesverbänden nicht einmal möglich
einen Positionierungsantrag, Flyer oder Sticker durchzubringen, der das Wort
(Anti)Imperialismus auch nur enthält, auf Bundesebene schon gar nicht. Im
besten  Falle  verdammt  sich  [´solid]  damit  auf  eine  rein  moralische  und



pazifistische  Position,  die  der  Gewalt  der  KapitalistInnen  und  ihrer  Kriege,
keinen  Widerstand  sondern  nur  gut  gemeinte  Ratschläge  entgegenstellen
kann.

In vielen Fällen führt es allerdings direkt zu Positionen, die einen reaktionären
Charakter haben. Das beste Beispiel ist der Palästina-Konflikt, wo die Mehrheit
des Bundesverbandes es vorzieht  entweder  zu schweigen oder  offen auf  der
Seite der israelischen Panzer zu stehen. In solchen Fragen zeigt sich, dass die
Positionen in [´solid] nicht einfach nur „plural“ sind. Sie beruhen letztlich auf
unterschiedlichen (Klassen-)standpunkten.  Jede/r  RevolutionärIn,  der/die für
die Aufrechterhaltung eines solchen Status quo in der eigenen Organisation
und  gegen  einen  Bruch  mit  diesen  Kräften  argumentiert,  schaufelt  sich
letztlich sein/ihr eigenes politisches Grab. Die gezielten Attacken des rechten
Flügels in [´solid] gegen Linke, wie in Essen gegen die Demonstration gegen
den Gaza-Krieg, zeigen das deutlich. Wir sollten aus den Erfahrungen von
RevolutionärInnen wie Rosa Luxemburg lernen, die zu spät auf einen Bruch
mit dem Reformismus hin arbeiteteten. Allerdings war es der verdienst dieser
RevolutionärInnen,  jederzeit  klar  die  programmatische  Feindschaft  zu  den
Rechten in der SPD zu artikulieren. Zumindest diese klare programmatische
und  personelle  Abgrenzung  zu  den  bürokratischen  FührerInnen  und  den
reformistischen Fraktionen von [´solid] und der Linkspartei  wäre der erste
nötige Schritt für SozialistInnen.

Denn aufgrund des verstärkten Anpassungskurses der Partei DIE LINKE an die
rechtere  sozialdemokratische  Partei  SPD,  findet  auch  eine  Entradikalisierung
in  [´so l id ]  s tat t .  Langfr i s t ig  so l len  d ie  Mi tg l ieder  auf  e ine
Regierungsbeteiligung  mit  SPD  und  Grünen  vorbereitet  werden.

Das war auch der Grund für die öffentlichen Austritte aus der Linkspartei und
dem Jugendverband in Hamburg. Die AktivistInnen trafen einen wahren Kern,
als sie in ihrem Austrittsschreiben erklärten, dass es „vermutlich nicht eine
andere parteinahe Jugendorganisation in der Bundesrepublik [gibt], die einen
weniger radikalen Kurs verfolgt als ihr Mutterschiff. Während die Junge Union
konservativer als die CDU auftritt, die Jusos sich zumindest in den meisten
Bundesländern  sozialdemokratischer  gerieren  als  die  SPD  usf.,  hat  sich
Linksjugend  [’solid]  zu  einer  Basis  der  Rechtsentwicklung  in  der  Partei



gemausert.“

Dies  hat  sich  zuletzt  auch  auf  dem Bundeskongress  in  Frankfurt  wieder
bestätigt,  wo  die  überwiegende  Mehrzahl  linker  Anträge  abgeschmettert
wurde.  Hier  gab  es  z.B.  einen  Positionierungsantrag,  welcher  die
Generalüberwachung  des  Internets,  der  Telefone  durch  die  NSA  aufgriff.
Dieser  wurde  durch  antideutsche  Kräfte  attackiert  und  schließlich  auch
ersetzt.  Andere Länder  würden ja  auch Daten abgreifen,  somit  sei  dieser
Antrag verkürzt und „antiamerikanisch“. Diese Begründung war im Verband
tatsächlich mehrheitsfähig.

Ein anderes Beispiel war die ersatzlose Streichung eines Antrages, der sich
nicht nur mit Flüchtlingen solidarisierte und eine Intervention des Verbandes
forderte, sondern auch klar aufzeigte, welche Ursachen die notgedrungene
Flucht von Abertausenden in Afrika hat: der Imperialismus der USA, Chinas
oder  der  europäischen  Bourgeoisien,  welcher  durch  die  Ausbeutung  der
Rohstoffe, Schüren von Konflikten und kriegerischen Interventionen, den dort
lebenden Menschen immer wieder ihre Lebensgrundlage entzieht.

Die  Zustände,  die  zur  Flucht  geführt  haben,  offen  zu  legen  und  dagegen  zu
agieren, ist nicht im Sinne derer, die innerhalb von [’solid] den Ton angeben.
In Berlin führte das sogar so weit, dass die LandessprecherInnen von [´solid]
eine Einheitsfront  für  einen Schulstreik  für  die  Forderungen der  Refugees
ablehnten.  Ihr  „Argument“  –  im  persönlichen  Gespräch  mit  den
SchulstreikaktivistInnen,  formell  sahen  sie  sich  gar  nicht  verpflichtet
überhaupt  zu  antworten  –  war,  dass  die  Aktion  sowieso  unbedeutend
sei und man mit „so kleinen Gruppen wie REVOLUTION und Red Brain“, die zu
der  Initiative  aufriefen,  nicht  zusammenarbeiten  würde.  Der  Schulstreik
brachte 4´000 SchülerInnen auf die Straße. Doch nach einem Streik mit 4´000
SchülerInnen, der Räumung des Oranienplatzes und der drohenden Räumung
der Ohlauerstraße sah sich der Verband als Gesamtorganisation nach wie vor
nicht  in  der  Pflicht  eine  gemeinsame  Mobilisierung  zu  tragen.  Zwar  brachte
der LandessprecherInnenrat einige Tage vorher einen kurzen Aufruf heraus,
aber  nur  eine  von  sieben  Ortsgruppen  beteiligte  sich  tatsächlich  an  der
Mobilisierung.



Insgesamt nicht  nur  ein  Trauerspiel,  sondern auch symptomatisch für  die
gesamte  Logik  und  Mentalität  der  FührerInnen  von  [´solid],  aber  auch
exemplarisch  für  die  (relative)  Passivität,  in  die  jede  reformistische
Organisation  gezwungen  ist.

„Revolutionäre sollten bei den Massen sein“

Ich  glaube,  und  deswegen  habe  ich  den  Text  verfasst,  dass  es  viele
GenossInnen in [´solid] gibt, die ein offenes Ohr für meine Kritik haben. Es gibt
auch  einige  GenossInnen,  die  in  vielen  Fragen  bereits  eine  ähnliche
Einschätzung haben. Die entscheidende Frage aber ist „Was tun?“ Viele, die
diese Kritik in einigen Punkten teilen,  sagen, dass „Revolutionäre bei  den
Massen sein sollten.“ Deshalb müsse man in jedem Falle in [´solid] arbeiten.

Dem ersten stimme ich voll und ganz zu. RevolutionärInnen sollten in jedem
Kampf  in  den  ersten  Reihen  stehen,  die  entschlossensten  und
aufopferungsvollsten AktivistInnen sein. Nur so können sie das Vertrauen „der
Massen“  gewinnen  und  eine  Alternative  zur  bestehenden  Politik  des
Reformismus  in  unserer  Bewegung  aufzeigen.  Doch  ich  frage  jede/n,  ist
[´solid] der beste Ort, um eine solche Arbeit und Aktivität zu entfalten? Ich
glaube nicht.  Ich  glaube auch,  dass  die  sehr  gute  und aufopferungsvolle
Arbeit, die viele Linke in [´solid] leisten nicht auf ihr Konto geht, sondern dass
lediglich  die  Führung  und  die  LINKE  davon  profitiert  –  nur,  um  es  diesen
AktivistInnen  danach  mit  politischen  Rügen,  wie  in  Essen  geschehen,  zu
danken.

Als  ich vor kurzem nach Kassel  zog,  gab es bereits  keine aktive [´solid]-
Gruppe  mehr.  Und  das,  obwohl  hier  vor  einigen  Jahren  noch  dutzende
AktivistInnen in [´solid] aktiv waren – wohl gemerkt eine damals sehr linke
[´solid]-Gruppe. Das war der Punkt, an dem ich endgültig die Entscheidung
getroffen habe, nicht erneut unter der Schirmherrschaft einer reformistischen
Organisation eine Ortsgruppe aufzubauen.

Deshalb  bin  ich  der  kommunistischen  Jugendorganisation  REVOLUTION
beigetreten.  Innerhalb  eines  Semesters  ist  die  Gruppe  von  Null  auf  fünf
Mitglieder angewachsen. Das ist zwar noch keine Massenorganisation, aber



eine  Basis  auf  der  man  eine  revolutionäre  Organisation  aufbauen  kann.
Außerdem beweist es, dass man Jugendliche auch direkt mit kommunistischer
Politik ansprechen kann. Außerdem ist die politische Unterstützung, Schulung,
Besuche, bundesweite Kampagnen und Aktivitäten, die diese verhältnismäßig
kleine Organisation mir bieten, weitaus mehr als [´solid] in 4 Jahren meiner
Mitgliedschaft  geleistet  hat.  Das  und  ihr  Programm  haben  mich  davon
überzeugt,  dass  diese  kleine  Organisation  das  Potential  hat  zu  einer
bedeutenden  revolutionären  Kraft  zu  werden.

Doch  ich  fühle  mich  nichtsdestotrotz  mit  den  linken  und  revolutionären
Jugendlichen in [´solid] verbunden. Meine Empfehlung an die GenossInnen, die
noch  in  [´solid]  sind,  ist  daher  auch  nicht  individuell  und  unabhängig
voneinander aus [´solid]  auszutreten und den Aufbau einer revolutionären
Organisation dem Zufall zu überlassen. Wäre das mein Ziel, hätte ich diesen
Text nicht schreiben müssen. Es passiert auch ohne mich Tag für Tag.

Ich denke, dass alle, die meine Kritik teilen, sich in einem ersten Schritt, in
[´solid] zu einer revolutionären Fraktion zusammenschließen sollten, die sich
auch offen als solche erklärt. [´solid] ist nicht einfach zu „reformieren“. Dafür
gehen die Positionen von RevolutionärInnen und dem rechten Flügel und ihrer
Führung viel zu weit auseinander.

Aber  eine  solche  Fraktion  könnte  ein  alternatives  Programm  zu  dem
bestehenden reformistischen [´solid]  Programm entwerfen oder  zumindest
eine Diskussion darüber beginnen. Es müsste klar umreißen, wie der Kampf
gegen die aktuelle Bundesregierung und ihre Angriffe geführt werden können.
Es müsste deutlich sagen, wie die Jugend auch praktisch Widerstand gegen
Bildungsabbau, Prekarisierung und Ausbildungsnot organisieren kann.

Ein  ökonomisch  sinnvolles  Programm  müsste  vorgelegt  werden,  indem
Jugendlichen  gut  und  verständlich  erklärt  wird,  welche  unmittelbaren
Maßnahmen RevolutionärInnen vorschlagen ( z.B. 35 Stunden Woche, 12 Euro
Mindestlohn, Mindesteinkommen auch für Azubis, SchülerInnen, StudentInnen,
Verstaatlichung  aller  Betriebe,  die  Entlassungen  oder  Schließungen
ankündigen unter ArbeiterInnenkontrolle stellen etc.) und wie diese mit der
Revolution und dem Aufbau einer demokratischen Planwirtschaft verbunden



wären.

Und  vor  allem:  Es  müsste  auch  dem  deutschen  Imperialismus  auf
internationaler Ebene klar den Kampf ansagen. Dieses Programm müsste eine
klare  Widerstandsperspektive  gegen  die  Krise  in  Europa  und  die
imperialistische  EU  entwickeln,  die  auch  die  notwendigen  Kampfmittel
benennt:  der  Aufbau  von  klassenkämpferischen  Basisoppositionen  in  den
(Jugend-)Gewerkschaften,  international  koordinierte  Proteste,  die  von
europaweiten  Delegiertenkonferenzen  beschlossen  werden  und  nicht  wie
bisher von den FührerInnen der Gewerkschaften und Linksparteien in den
Hinterzimmern  ausgehandelt  werden,  und  vor  allem  die  Frage  des
unbefristeten  Generalstreiks.

Fragen  wie  die  aktuelle  Zuspitzung  in  der  Ukraine,  als  auch  zwischen
Russland,  den  USA  und  Deutschland,  sowie  Japan  und  China,  die  damit
einhergehende  zunehmende  internationale  Militarisierung,  die  barbarische
nationale  Unterdrückung  beispielsweise  der  PalästinenserInnen  und  der
KurdInnen, als auch die Kriege in Afrika, Asien oder im Nahen- und Mittleren
Osten, die zu hunderttausenden Flüchtlingen führen, von denen viele an den
EU-Außengrenzen sterben, sollten nicht nur in diesem Programm beschrieben
und beantwortet  werden –  sie  sollten auch klar  machen,  dass die jetzige
Führung  und  Politik  von  [´solid]  keine  Antworten  darauf  gibt.  Welches
Stehvermögen hätte diese Führung, wenn es zu derartigen Erschütterungen in
Deutschland selbst kommt? Und diese Erschütterungen werden kommen.

Und hier ist der Knackpunkt. Sollten diese Fragen offen von RevolutionärInnen
thematisiert werden, mit dem klaren Ziel die gesamte Politik der Organisation
zu verändern, die Führung der Organisation auszuwechseln und Schluss mit
dem vorherrschenden Bürokratismus zu machen, wäre es schnell vorbei mit
„Pluralismus“,  „Unabhängigkeit“  und  der  „Offenheit“  der  Organisation.  Der
rechte Flügel, die Antideutschen und die Führung von [´solid] wissen, dass
ihre  Politik  unvereinbar  mit  der  Politik  von  RevolutionärInnen  ist.  Die
RevolutionärInnen sollten es auch wissen. Früher oder später wird ein Bruch
unvermeidbar sein.  Das eigenständige Auftreten einer solchen Fraktion ist
deshalb von Beginn an unbedingt notwendig. Das bedeutet nicht, dass ich mir
per se Spaltungen wünsche. Unser Ziel sollte es sein revolutionäre Einheit



anzustreben. Mit dem entschlossen reformistischen Flügel in [´solid] wird dies
allerdings kaum möglich sein.

Der Aufbau einer revolutionären Fraktion erscheint daher als schwer. Er ist es
auch.  Aber er  ist  die einzige Möglichkeit,  dem politischen Bankrott,  wenn
schon  nicht  der  gesamten  Organisation,  so  doch  wenigstens  der
klassenkämpferischen  Jugendlichen  in  ihr,  entgegenzuwirken.  Sollen  die
aktuellen  FührerInnen  mit  dem  sinkenden  Schiff  der  Linkspartei  untergehen,
die sich immer mehr auf Regierungsbeteiligung einstellt. Aber warum sollte
das all diejenigen, die Klassenkampf statt Sozialpartnerschaft wollen, ebenfalls
dazu verdammen auf diesen Untergang zu warten?

Ein  revolutionäres  Programm  und  der  Aufbau  einer  kommunistischen
Jugendorganisation ist jetzt notwendig und nicht erst 2017 (Bundestagswahl)
oder am St. Nimmerleinstag. Eine revolutionäre Fraktion in [´solid] müsste
sich  daher  auch  die  Frage  stellen,  wie  sie  in  die  Debatte  mit  anderen
sozialistischen  Jugendorganisationen  über  Politik  und  praktische
Zusammenarbeit  tritt,  um  vereint  gegen  Krieg,  Krise,  Faschismus  und
Bildungsabbau zu kämpfen. Ich und meine GenossInnen von REVOLUTION sind
dazu jederzeit  bereit.  Doch die  Führung von [’solid]  ist  nicht  gewillt  eine
solche Diskussion zu führen oder aktiv in Bewegungen einzugreifen – das ist
letztlich die zentrale Erfahrung meiner politischen Arbeit in [´solid].

Ich  schlage  daher  einen  Diskussionsprozess  vor,  der  über  die
Organisationsgrenzen von [´solid] hinausgeht und eine gemeinsame politische
Praxis einschließt. Ich fordere alle revolutionären Jugendlichen in [´solid] dazu
auf  sich  mir  anzuschließen.  Den  sich  als  revolutionär  und  sozialistisch
verstehenden Ortsgruppen in [´solid] schlage ich vor,
eine gemeinsame Debatte über die Perspektiven revolutionärer Einheit, die
Schaffung einer tatsächlich kommunistischen Jugendorganisation und wie wir
dafür eintreten können, zu führen.

Der Aufbau einer internationalistischen, kommunistischen Jugendorganisation
ist  dringend  nötig.  Er  ist  aber  auch  möglich.  Das  ist  die  Einheit  die  wir
brauchen: Kämpfen wir gemeinsam dafür!



Ein Artikel von Lukas Müller
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Europäische Volkstümeleien für
die  Jugend:  Die  Identitäre
Bewegung
Rechts sein, dass aber selbst leugnen ist in letzter Zeit ein ziemlicher Trend
in Europa. Zu den zahlreichen Erscheinungen der „Neuen Rechten“ gehört
auch  die  „Identitäre  Bewegung“  –  eine  rassistische,  völkische
Jugendorganisation  deren  Ursprünge  in  Frankreich  liegen.
In unzähligen deutschen Städten und Dörfern sind sie bereits in Erscheinung
getreten,  auch  im  Internet  kursieren  zahlreiche  Propaganda-Videos.
Abgesehen von Stickern und ekelhaften Youtube Clips gab es hierzulande
glücklicherweise noch nicht allzuviel von den „Identitären“ zu sehen oder zu
hören, am 17.Mai gab es allerdings in Wien die erste Demonstration von ca.
100 Mitgliedern der „Identitären Bewegung“ aus ganz Europa.
Wie bei rechtspopulistischen Gruppierungen oft üblich behauptet auch die
Jugendorganisation mit dem schwarz-gelben Logo nicht rassistisch zu sein.
Das sie es aber dennoch sind wird schnell allen klar, die sich länger als zwei
Minuten mit ihnen beschäftigen.
Ethnokulturelle Identität statt Rasse
Der aufgeklärte Identitäre weiß, dass wir alle wegen unserer Abstammung
eine bestimmte ethnokulturelle Identität haben und daher zurück zu unseren
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Wurzeln gehen müssen.

Diese ethnokulturelle Identität wird durch die „erzwungene Vermischung der
Rassen“ angegriffen und das ist  schlecht,  weil  ja bekanntlich alle Völker
ihren  eigenen  Lebensraum  haben  –  das  könnte  manchen  bekannt
vorkommen. Schlussendlich ist kaum ein Unterschied zwischen der kruden
Theorie der Ethnokulturellen Identität und der Blut-und-Boden Ideologie der
Faschisten  zu  erkennen,  beide  legitimieren den Kampf  von Rasse  gegen
Rasse und tragen damit zur Spaltung der unterdrückten Klasse bei.
Pro border! Pro nation! Stop immigration! – Symbole und Parolen der
Identidioten

Die  Identitären  mögen  es  gerne  „modern“  aber  trotzdem  völkisch  und
bedienen sich einer Vielzahl von Symbolen mit historischem Hintergrund,
klauen aber auch gerne was es so an „linkem Style“ gibt um ansprechender
auf Jugendliche zu wirken.
Ihr  Logo  ist  das  sogennante  „Lambda“  ein  Buchstabe  des  griechischen
Alphabets. Anscheinend sind die Identitären von dem Hollywood Blockbuster
„300“ so fasziniert, dass sie auf sich gerne das Bild spartanischer Krieger
übertragen, die in der Antike in Unterzahl gegen das persische Invasionsheer
kämpften,  glücklicherweise verlieren diese 300 -ausnahmslos männlichen-
Kämpfer die Schlacht aber.
Derzeit  beschränkt  sich  der  identitäre  Aktionismus  auf  das  Internet.  In
mittlerweile relativ vielen Videos präsentieren die neu-rechten Jugendlichen
ihre Propaganda, hier ein paar Beispiele:

„Eure multikulturelle Gesellschaft bedeutet für uns nur Hass und Gewalt“
(Quelle Identitäre Bewegung, Soundtrack)
Viele -wenn nicht alle- von uns-sind selbst aus anderen Kulturkreisen oder
haben  Freund*innen,  Genoss*innen  oder  Familienangehörige  die  einfach
nicht „deutsch“ ist. Für jeden vernünftigen Menschen sollte feststehen, dass
Multikulturalismus vorallem eines ist, nämlich eine Form von Vielfalt, die ein
Gewinn für uns alle ist. Die rechten Holzköpfe sehen das aber anders, alles
was nicht „deutsch“ bzw. „europäisch“ ist, bedeutet für sie gleich Hass und
Gewalt.  Uns  als  Internationalist*innen  ist  klar,  dass  nicht  etwa  eine
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weltoffene, multikulturelle Gesellschaft Hass und Gewalt bedeutet, sondern,
dass  Hass  und  Gewalt  von  rechten  Demagog*innen,  geistigen
Brandstifter*innen  und  rassistischer  Schläger*innen!

„Wir identitäre glauben, dass zwei Völker nicht zusammenleben können[…]
Masseneinwanderung?![…]  Das  geht  nicht  mehr!“  (Quelle:  französischer
Idenitärer im Interview in der Arte Dokumentationreihe Yourope)

Wie es in rechten Gruppen üblich ist fürchten auch die Identitären um den
Fortbestand „ihres“ „Volkes“. Der Grund dafür sei die Überfremdung durch
sogenannte Masseneinwanderung. Diese Überfremdung ist aber alles andere
als  eine  Bedrohung,  sondern  vielmehr  das  rhetorische  Schreckgespenst
Nummer 1 verschiedenster rechter Demagogen und nichts weiter als ein
Hirngespinst.
„Wir  sind  die  doppelt  bestrafte  Generation:  dazu  verdammt  in  ein
Sozialsystem einzuzahlen, das so großzügig zu Fremden ist, daß es für die
eigenen  Leute  nicht  mehr  reicht“  (Quelle,  Génération  Identitaire  –
Kriegserklärung,  Youtube)

Die 326 €, die einem Flüchtling zum Überleben hierzulande gewährt werden
sind  den  Idenitären  anscheinend  zu  großzügig.  Die  Mär,  dass
Ausländer*innen den Einheimischen auf der Tasche liegen ist schlichtweg
gelogen und erneut zeigt  sich hier wie die Identitäre Bewegung sich an
klassischer rechter Rhetorik, wie sie auch bei Pro-Deutschland, oder der FPÖ
zu finden ist bedient.

Lasst uns gemeinsam den Idenitären (und allen anderen Rechten natürlich
auch) zeigen, dass wir nicht auf ihren faulen Schwindel hereinfallen, wir, die
Arbeiter*innenklasse und die Jugendlichen lassen uns nicht spalten erst recht
nicht von pseudomodernen Rassist*innen!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich



Ferguson und der Rassismus in
den USA
Die jüngsten Ereignisse in der US-Kleinstadt Ferguson haben die USA tief
bestürzt.  Man  könnte  auch  sagen,  auf  den  Boden  der  Tatsachen
zurückgeführt.

Am 9. August ist dort der afroamerikanische Teenager Michael Brown von
dem weißen Polizisten Darren Wilson mit sechs Schüssen ermordet worden,
obwohl sich Brown bereits ergeben hatte. Sofort brechen in Ferguson, aber
auch anderen Städten der USA Proteste los, schon einige Tage später zieht
man Vergleiche zu den Massenprotesten der schwarzen Bevölkerung in den
50er und 60er Jahren – denn der Mord ist nichts anderes als der berühmte
Tropfen, der das Fass zum überlaufen brachte und er ist in diesem Jahr auch
nicht der erste dieser Art.

Michael Brown, das erste Opfer

Ordnet man die Proteste in einen größeren Rahmen ein,  so sind sie das
Ergebnis großer sozialer Unterschiede und eines rassistischen Staatsapparat.
Das zeigte sich auch in den Reaktionen der Polizei,  welche bisher kaum
Aufklärung  über  die  Tatumstände  liefert,  sondern  stattdessen  lieber  ein
Video veröffentlicht,  welches den Erschossenen als Ladendieb überführen
soll. Rechtfertigen tut das den Mord an Brown nicht.

Am offensichtlichsten  wurde  die  Unterdrückung,  als  die  paramilitärische
Nationalgarde  in  Ferguson  auftauchte,  schon  kleinste  Versammlungen
auflöste und ein Klima der Angst erzeugte. Das der Unmut der Schwarzen
damit nicht weniger wurde und die Proteste weiter zunahmen, verwundert
nicht. Zu allem Überfluss wurde wenige Tage später in der Nähe Fergusons
ein weiter Schwarzer, Kajieme Powell, von der Polizei erschossen – er war
entgegen den Polizeiangaben unbewaffnet.
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Militarisierte Polizisten mit Ausrüstung aus dem Irakkrieg besetzen die US-
amerikanische Kleinstadt Ferguson

Aber nicht nur im Umgang mit den Protesten zeigt sich der Rassismus im
Staate: In den USA sind weit mehr Schwarze, Hispanics und andere People of
Colour  als  Weiße  in  Gefängnissen  –  in  Zahlen  gesprochen:  60  %  der
Inhaftierten  sind  Schwarze,  welche  30  %  der  Bevölkerung  ausmachen.
Ebenso werden diese Minderheiten von der Polizei übermäßig oft kontrolliert
und ihre Häuser öfter durchsucht, was in keinem Verhältnis zu ihrem Anteil
an  Straftaten  steht.  Gleichzeitig  wird  permanent  die  Stereotype  des
kriminellen People of  Colour befördert,  von Medien verstärkt und in der
Gesellschaft verankert.

Der vormals hochgejubelte Präsident Obama ist zum Symbol verblasst; zu
Ferguson hat er nicht viel gesagt und die Trennlinien zwischen den Ethnien
sind in den letzten sechs Jahren nicht kleiner geworden. Das drückt sich auch
in der weiter wachsenden, sozialen Kluft zwischen Weißen und Schwarzen
aus; das Vermögensverhältnis liegt bei 20:1. In der Bildung ist es ähnlich:
lediglich 15 % der Hispanics haben einen Collegeabschluss, bei Schwarzen
liegt die Zahl marginal höher.

Darren  Wilson,  der  Mörder  von
Michael  Brown

Die Rassengesetze sind zwar seit den 60ern abgeschafft, aber nun nimmt der
Rassismus in den USA zu. Die Erklärung dafür erkannte auch der gegen die
Rassengesetze  kämpfende Malcom X:  „Es  gibt  keinen Kapitalismus ohne
Rassismus.“ In den Händen der Herrschenden ist Rassismus ein Werkzeug
um  die  Ausgebeuteten  und  Lohnabhängigen  in  Gruppen  zu  spalten,
unterschiedliche Löhne mit rassistischen Begründungen zu rechtfertigen und
die Ausgebeuteten gegeneinander auszuspielen – besonders in Krisenzeiten
wie der jetzigen, wenn die Existenzängste in der Bevölkerung steigen. Im
Umkehrschluss heißt das aber auch, dass die Überwindung des Kapitalismus
nur geschehen kann, wenn die Lohnabhängigen zuvor den sie trennenden
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Rassismus überwinden, sich nicht mehr spalten lassen und sich zum Sturz
der herrschenden Klasse vereinen!

Ein Artikel von Lasse Filder, REVOLUTION Fulda


